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Ein Handbuch Planen Bauen Umwelt herauszugeben, ist ein ambitioniertes 
Programm. Es stellt den Versuch dar, zentrale Begriff e der räumlich planenden 
Professionen (u. a. Stadt- und Regionalplaner, Raumplaner, Landschaft splaner, 
Architekten, Umweltplaner, Urban Designer) für die Fachwelt und den inte-
ressierten Laien aufzubereiten. „Zentrale Begriff e“ erfassen zu wollen, macht 
schon deutlich, dass es um eine Balance zwischen Vollständigkeitsanspruch und 
pragmatischer Beschränkung geht. Diese Balance wird noch dadurch erschwert, 
dass ein solches Handbuch nur in einem Zusammenspiel von Autorinnen und 
Autoren aus den unterschiedlichsten Disziplinen gelingen kann. Auch wenn 
alle sich der räumlichen Planung verbunden fühlen, bleiben die unterschiedli-
chen kategorialen Herkünft e, die unterschiedlichen wissenschaft lichen Paradig-
men prägend. Das bedeutet, dass ein querschnittsorientiertes Handbuch immer 
dem Vorwurf ausgesetzt sein wird, eklektisch und wissenschaft lich heimatlos zu 
sein, wichtige Begriff e nicht erfasst, dafür „überfl üssige“ einbezogen, einzelne 
Begriff e in eine „falsche“ Zuordnung (Über- oder Unterordnung) gebracht zu 
haben. Dies wird sich bei einem Handbuch dieser Art nicht vermeiden lassen. 
Wir hoff en aber, bei aller notwendigen Pragmatik ein hinreichend umfassendes 
Werk vorgelegt zu haben, das über die ausgewählten Begriff e einen Einstieg in 
die unterschiedlichen Facetten planerischer Th eorie und Praxis vermittelt. 

Dieses Werk sieht sich nicht in Konkurrenz zu anderen Handbüchern, sondern 
als eine Ergänzung durch die stärkere Betonung städtischer und architektoni-
scher Komponenten – etwa im Vergleich zum „Handwörterbuch der Raum-
ordnung“ der Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL), zum 
Glossar von Planungsbegriff en der ARL (Th e Planning System and Planning 
Terms in Germany. A Glossary) – oder durch einen breiteren und stärker inter-
disziplinären Fokus (etwa im Vergleich zum Handbuch „Großstadt. Soziologi-
sche Stichworte“ herausgegeben von Häußermann).

Die Idee zu diesem Werk hat eine persönliche Grundlage. Die Veröff entlichung 
soll zwar für sich stehen, gleichzeitig ist sie aber als Würdigung für Rudolf Schä-
fer gedacht. Prof. Dr. Rudolf Schäfer, einer der bekanntesten und renommier-
testen Bau- und Planungsrechtler Deutschlands, scheidet im Februar 2010 aus 
dem aktiven Dienst an der Technischen Universität Berlin aus. Er hat sich an 
den unterschiedlichsten Stellen, in sehr vielen Zusammenhängen um das ganze 
Spektrum der in diesem Buch abgehandelten Th emen verdient gemacht. Der 
Titel des Buches ist dem Namen der Fakultät an der Technischen Universität 
Berlin entlehnt, die ein Ergebnis mehrerer Fakultätsfusionen ist (zunächst die 
Fusion der Fachbereiche Architektur sowie Umwelt und Gesellschaft  zu einer 
Fakultät im Jahr 2001, dann die Fusion dieser Fakultät mit der Fakultät für 
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Bauingenieurwesen und Angewandte Geowissenschaft en im Jahr 2005). Mitt-
lerweile handelt es sich mit über 60 Lehrstühlen um eine der größten Fakultäten 
in Deutschland, die alle wesentlichen Aspekte der Gestaltung des Raumes (ohne 
Verkehr) zusammenfasst. Diese Fusionen hat Rudolf Schäfer in seiner Funktion 
als Dekan gemanagt, moderiert und gestaltet. Dabei ist es ihm gelungen, diesen 
sehr schwierigen Prozess nicht nur gut über die Runden zu bringen, sondern 
aus den Fusionen „Funken zu schlagen“ und eine Reihe von Großvorhaben zu 
initiieren und auf den Weg zu bringen:

An der Fakultät sind zwei Projekte des Young Cities Programms des BMBF  �
zu den künft igen Megacities (hier im Iran und in Marokko) angesiedelt.
Im Rahmen der Profi lierung der TU ist ein Innovationszentrum „Gestaltung  �
von Lebensräumen“ etabliert worden, dessen Ziel es ist, auf sieben Schwer-
punktfeldern die interdisziplinäre Forschung durch Ausnutzung der an der 
TU vorhandenen Kompetenzen voranzubringen.
Im Sinne einer räumlichen Bündelung der internationalen Kooperation  �
wurde die Einheit WANACU (West Asian North African Cooperation Unit) 
gegründet, unter deren Ägide mittlerweile eine Vielzahl von Kooperations-
projekten läuft .
Im Sinne einer losen Plattform zum Informationsaustausch und zur Bünde- �
lung von Kompetenzen wurde das „Kompetenzzentrum Stadt und Region in 
Berlin und Brandenburg“ gegründet, das Lehrstühle planender Fakultäten 
(TU, FU, HU, BTU Cottbus, Uni Potsdam), außeruniversitäre Forschungsins-
titute (Difu, IRS), Planungsinstitutionen (Senat von Berlin, Gemeinsame Lan-
desplanung Berlin-Brandenburg, Infrastrukturministerium Brandenburg), 
Verbände (IHK, SRL u. a.) in Berlin und Brandenburg zu einem Austausch 
und zu gemeinsamen Workshops und Tagungen zusammenführt.
Als einer der ersten postgradualen berufsbegleitenden Masterstudiengän- �
ge an der TU wurde der Master für Real Estate Management etabliert, der 
mittlerweile im achten Jahr läuft  und auch international vom RICS (Royal 
Institute of Chartered Surveyors) akkreditiert ist. 

Die Würdigung von Rudolf Schäfer müsste noch eine Vielzahl anderer Aktivitä-
ten umfassen, die hier nur – unvollständig – erwähnt werden können. Zu seinen 
wichtigen Impulsen zählen nicht nur die zahlreichen Projekte und Gutachten 
für die unterschiedlichen Auft raggeber, von denen etwa die verschiedenen Plan-
spiele zur Novellierung der Baugesetzgebung hervorzuheben sind. Von großer 
Tragweite waren auch seine zahlreichen Moderationsaktivitäten für das Stadt-
forum Berlin in den ersten Jahren nach dessen Etablierung, die Moderation der 
Metropolregionen und der Vorsitz der Dekanekonferenz für die Architektur- 
und Planungsfakultäten. 

Seine vielfältigen wissenschaft lich und praktisch weit gespannten Aktivitäten 
haben ihn auch personell in umfassender Weise eingebettet. Dieses Netzwerk ist 
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auch in wesentlichen Teilen der Ausgangspunkt des Buches und der beteiligten 
Autorinnen und Autoren. Die Herausgeber haben versucht, vor allem dieses 
Netzwerk zu aktivieren und die jeweiligen Spezialistinnen und Spezialisten für 
die einzelnen Begriff e zu gewinnen. Das ist nicht in allen Fällen gelungen und 
wir haben auch nicht alle potenziellen Autorinnen und Autoren berücksichtigt. 
Das hat zum Teil inhaltliche Gründe, zum Teil ist es auch unserer mangelnden 
Kenntnis des Netzwerks geschuldet. Für Enttäuschungen, die wir durch ein 
Übersehen und eine ungerechtfertigte Nichtberücksichtigung der einen oder 
anderen Person produziert haben, bitten wir ausdrücklich um Nachsicht. Es tut 
uns sowohl für den Geehrten wie für die nicht Berücksichtigten leid. Auch war 
es nicht möglich, in allen Fällen den inhaltlichen Anregungen der Beteiligten 
für die Aufnahme von weiteren Begriff en zu folgen.

Die Produktion eines Handbuches mit einer solch hohen Zahl an Begriff en ist 
ein ziemlich großes Unterfangen. Trotz wohlmeinender oder ironischer War-
nungen durch einige angefragte Personen haben wir das Wagnis auf uns ge-
nommen. Neben der inhaltlichen Bereicherung resultierte daraus auch eine 
persönliche Bereicherung durch den häufi g sehr angenehmen Kontakt mit den 
Autorinnen und Autoren. Das Konto Lebenserfahrung wurde ebenfalls aufge-
stockt durch die Mühseligkeit, Autorinnen und Autoren bei der Stange zu halten 
oder auch nach längst gegebener Zusage wieder zu verlieren. 

Bei allem Bewusstsein über die Vermessenheit des Anspruchs, die notwendige 
Pragmatik und die erforderlichen Kompromisse bei der Fertigstellung der Ver-
öff entlichung hoff en die Herausgeber und Herausgeberinnen, nicht nur dem 
Geehrten, Rudolf Schäfer, einen Ausdruck ihrer Wertschätzung und Dankbar-
keit zu vermitteln, sondern auch eine hilfreiche Orientierungsgrundlage für 
ein breites Zielpublikum in den planungswissenschaft lichen und -praktischen 
Professionen bereitzustellen.

Berlin, im Dezember 2009

Dietrich Henckel, Kester von Kuczkowski, Petra Lau, 
Elke Pahl-Weber, Florian Stellmacher

Aus dem alleinigen Grund der besseren Lesbarkeit der Beiträge wird in 
diesem Handbuch überwiegend die männliche Form verwendet. Frauen und 
Männer sind dabei immer gleichermaßen gemeint und angesprochen.
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A ABWÄGUNG

Die Abwägung der öff entlichen und privaten Be-
lange gegeneinander und untereinander bildet 
den materiellen Kern des Planungsprozesses. Im 
Baugesetzbuch ist die grundlegende Forderung in 
§ 1 Abs. 7 festgehalten: „Bei der Aufstellung der 
Bauleitpläne sind die öff entlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander ge-
recht abzuwägen.“ (▷Bauleitplanung)

Das Abwägungsgebot

Mit Rücksicht auf die Tragweite dieser Forderung 
hat die Rechtsprechung den Gemeinden eine ge-
naue „Gebrauchsanweisung“ an die Hand gege-
ben, welche Dinge sie im Abwägungsprozess und 
beim Abwägungsergebnis berücksichtigen müs-
sen (Grundlegend: BVerwG, BVerwGE 34:301; 
im Anschluss daran BGH, NJW 1977:388; Bestä-
tigung in BVerwG, NJW 1982:1473 – Das Abwä-
gungsgebot wurzele im Verfassungsrecht und gel-
te daher auch ohne ausdrückliche Normierung.) 
Diese Grundsätze sind unter dem Stichwort ,,Ab-
wägungsgebot“ zusammengefasst. 

Das Abwägungsgebot enthält drei Stufen:
Es muss überhaupt eine Abwägung stattgefun-1) 
den haben; die Abwägung darf nicht aus Un-
kenntnis, Irrtum oder wegen unzulässiger Vor-
absprachen entfallen sein. Wenn dies geschieht, 
leidet der Plan unter „Abwägungsausfall“.
In die Abwägung müssen alle Umstände und 2) 
Belange eingestellt (und daher auch zuvor in 
ihrer wahren Bedeutung richtig ermittelt und 
bewertet) worden sein, die nach Lage der Din-
ge zu berücksichtigen waren. Geschieht dies 
nicht oder fehlerhaft , leidet der Plan unter ei-
nem ,,Abwägungsdefi zit“.
Bei der Abwägung müssen schließlich die Ge-3) 
wichte so gesetzt werden, daß einzelne Belan-
ge nicht in einem Ausmaß bevorzugt oder be-
nachteiligt werden, das zu ihrem objektiven 
Gewicht außer Verhältnis steht. Geschieht 
dies, leidet der Plan unter ,,Abwägungsdispro-
portionalität“. Die Berücksichtigung „falscher“, 
insbesondere unzulässiger Belange (z. B. eine 
Vorteilsnahme) führt immer zur Abwägungs-
disproportionalität.

Im Einzelnen ist hier folgendes zu beachten:
Es muss überhaupt eine Abwägung stattfi nden. 1) 
Die Gemeinde darf sich nicht unter Umgehung 
der Vorschrift en des geordneten Planungsver-

fahrens durch Absprachen mit Interessenten 
vorab so binden, dass ihr bei der förmlichen 
Planung praktisch gar kein Abwägungsspiel-
raum mehr bleibt. Nur wenn Vorabsprachen 
im Ergebnis allen Bedingungen einer förmli-
chen Planung genügen, können sie ausnahms-
weise akzeptiert werden. Dazu muss das für 
die Bauleitplanung zuständige Organ – also 
der Gemeinderat - in einer Weise eingeschaltet 
worden sein, die es gestattet, ihm die Planung 
zuzurechnen, die Vorabverhandlungen müssen 
sachlich begründet und das inhaltliche Ergeb-
nis muss unbedenklich sein (vgl. insb. BVerwG, 
NJW 1975:70 – Flachglasfall). Wohlgemerkt: 
Diese Grundsätze gelten für den Fall, dass der 
vorher abgesprochene Plan schließlich zustan-
de gekommen ist; eine rechtliche Bindung der 
Gemeinde, den Plan wie abgesprochen aufzu-
stellen, kann es nicht geben. Sind diese Bedin-
gungen nicht eingehalten, ist der Plan unwirk-
sam.
Beim Abwägungsvorgang sind – positiv – alle 2) 
Argumente, Gesichtspunkte und Erkenntnisse 
zu berücksichtigen, die ,,nach Lage der Dinge“ 
eingestellt werden müssen; umgekehrt dürfen 
sachfremde Argumente oder bodenrechtlich 
unbeachtliche Sachverhalte keine Rolle spielen. 
Wettbewerbssteuerung ist z. B. ein unzulässiges 
Argument. D. h.: Alle Tatsachen und Argumen-
te, die einem sorgfältig vorgehenden und ver-
nünft igen Menschen zugänglich sind und die 
nach dem Urteil eines solchen Menschen bei 
dieser Planung eine Rolle spielen können und 
dürfen, müssen ermittelt, in ihrer Bedeutung 
bewertet und in die Abwägung einbezogen 
werden.
Bei der Abwägung des Für und Wider von ein-3) 
zelnen Argumenten und bei der Herstellung 
des Gesamtergebnisses müssen die Gewichte 
so gesetzt werden, dass sie nach dem Urteil ei-
nes vernünft igen Betrachters nicht außer Ver-
hältnis zueinander stehen. Die Bedeutung jedes 
einzelnen öff entlichen oder privaten Belangs 
darf nicht verkannt werden. Dazu gehört ins-
besondere, dass ein einzelner (öff entlicher oder 
privater) Belang nicht in einer Weise bevorzugt 
oder benachteiligt werden darf, die zu seinem 
objektiven Gewicht außer Verhältnis steht (Bei-
spiele für völlige Verfehlung: BVerwG, DVBl. 
1985:901 sowie OVG Münster BauR 1995:659 
– Müllabfuhr soll Stichstraße ohne Wendemög-
lichkeit rückwärts befahren). Innerhalb dieser 
Grenzen besitzt die Gemeinde planerische Ge-
staltungsfreiheit, zu der auch gehört, daß sie es 
nicht jedermann recht machen kann.
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Was ,,nach Lage der Dinge“ in den Abwägungs-
vorgang einzustellen ist, kann im Einzelfall durch-
aus zweifelhaft  sein. Folgendes darf oder muss un-
berücksichtigt bleiben:
a) Off ensichtlich nebensächliche Belange, die sich 

vernünft igerweise auf das Abwägungsergebnis 
nicht auswirken können;

b) verborgene Gesichtspunkte, die während der 
Planaufstellung weder von den Behörden und 
sonstigen Trägern öff entlicher Belange noch 
von der angemessen beteiligten Öff entlichkeit 
zur Sprache gebracht worden sind; solche Ge-
sichtspunkte brauchen nicht berücksichtigt zu 
werden - es sei denn, es besteht eine spezifi sche 
Aufk lärungspfl icht der planenden Gemeinde;

c) in der Abwägung dürfen nur solche Belange 
eine Rolle spielen, die von bodenrechtlicher 
Bedeutung sind; rein wirtschaft liche Gesichts-
punkte (z. B. Schutz von Geschäft sleuten vor 
unerwünschter Konkurrenz) oder parteitakti-
sche Gesichtspunkte (Ausweisung eines ,,bür-
gerlichen Wohnviertels“ mit Reihenhäusern 
statt Geschoßwohnungsbau, um bürgerliche 
Wähler anzuziehen) dürfen nicht in die Abwä-
gung eingestellt werden.

Beim dritten Schritt, bei der Gewichtung der ein-
zelnen Argumente, besitzt die Gemeinde planeri-
sche Gestaltungsfreiheit; die Abwägung darf zwar 
nicht in einer Weise vorgenommen worden ist, die 
zu der objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange 
außer Verhältnis steht. Innerhalb dieser Grenzen 
ist die Gemeinde jedoch frei, sich in der Kollision 
zwischen den verschiedenen Belangen für die Be-
vorzugung des einen und damit notwendig für die 
Zurückstellung eines anderen Belangs zu entschei-
den. Hierin liegt die eigentliche planerische Ent-
scheidung, in der die Gemeinde autonom ist. Dies 
ist das schöpferische Element der Planung, das es 
jeder Gemeinde ermöglichen soll, sich ihre eigene 
Individualität, ihr unverwechselbares Stadtbild zu 
geben (vgl. BVerwG, NVwZ 1985:737 – Die pla-
nerische Gestaltungsfreiheit erstreckt sich um-
fassend auf alle planerischen Gesichtspunkte, die 
zur bestmöglichen Verwirklichung der gesetzlich 
vorgegebenen Planungsaufgabe und zugleich auch 
zur Bewältigung der von dem Vorhaben in seiner 
räumlichen Umgebung aufgeworfenen Probleme 
von Bedeutung sind.)

Ob das Abwägungsgebot zum „richtigen“ Er-
gebnis geführt hat, ist zum einen eine Frage des 
subjektiven Geschmacks, auch der politischen 
Meinung; insoweit gibt es mehrere richtige Lö-
sungen, zwischen denen sich das Abstimmungs-
gremium durch Mehrheitsbildung entscheiden 

muss. Zum anderen ist es aber auch eine Rechts-
frage, ob die rechtlichen Grenzen des Abwägungs-
gebots eingehalten sind. Darüber entscheiden die 
Gerichte. Hier greifen die Abwägungsfehlerlehre 
und der Grundsatz der Planerhaltung ein.

Abwägungsfehler

Bei der Identifi kation von Abwägungsfehlern 
unterscheidet man zwischen Fehlern im Abwä-
gungsvorgang (hervorgerufen durch Fehler bei 
der Ausführung der Stufen 1 und 2 des Abwä-
gungsgebots) und Fehlern im Abwägungsergeb-
nis (herbeigeführt durch Fehler bei der Ausfüh-
rung der dritten Stufe des Abwägungsgebots. Die 
Gefahr für die Gemeinden, dass ein Bauleitplan 
wegen eines Mangels im Abwägungsvorgang oder 
im Abwägungsergebnis vom Gericht als fehlerhaft  
erkannt wird, ist recht groß. Die Forderung, dass 
beim Abwägungsvorgang alle Gesichtspunkte und 
Umstände, die für die Planung Bedeutung haben 
können, berücksichtigt werden müssen, ist mit 
letzter Sicherheit von der Gemeinde nicht erfüll-
bar. Denn eine objektive Grenzziehung für dasje-
nige, was in einem Abwägungsprozess für einen 
Bauleitplan noch oder nicht mehr herangezogen 
werden muss, ist so gut wie unmöglich. Jede Ge-
meinde, jede Stadt, jedes Plangebiet unterliegt ei-
nem so vielfältigen Gefl echt von Einfl üssen, die 
irgendwie auch die Bauleitplanung berühren, dass 
die Zahl der Argumente in einem Planungsprozeß 
praktisch unendlich ist. 

Die Rechtsprechung fordert ausdrücklich, dass 
auch nur mittelbar betroff ene Belange, die selbst 
nicht Gegenstand der Planung sind, einbezogen 
werden müssen (vgl. BVerwG, NJW 1978:120; 
bestätigt in JW 1980:1061, NJW 1981:1000 und 
DVBl. 1980:999); auch Wechselwirkungen mit 
Anschlussfl ächen müssen beachtet werden (Hess. 
VGH NVwZ RR 1995:72). Die schematische 
Übernahme von Planungsrastern bei der Festset-
zung öff entlicher Verkehrsfl ächen (OVG Bremen, 
Städtetag 1981:835) oder die Nichtberücksichti-
gung von Bedenken und Anregungen von Bür-
gern wegen der damit verbundenen Verzögerung 
des Planaufstellungsverfahrens (VGH Mannheim, 
ZfBR 1981:250) ist fehlerhaft . Irrt sich der Ortsge-
setzgeber über Funktion und Verkehrsaufk ommen 
einer geplanten Straße (VGH Mannheim, BaWüV-
Bl. 1981:119; OVG Bremen, ZfBR 1981:97), über 
die Zulässigkeit eines geplanten Heizkraft werkes 
(OVG Berlin, ZfBR 1982:45), über die Grenzen 
eines Landschaft sschutzgebietes (BVerwG, NJW 
1982:591), über die Wirksamkeit der Festsetzung 
einer Lärmschutzmauer (OVG Lüneburg, ZfBR 
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1981:294), über die rechtlichen Grenzen der Glie-
derung eines Baugebietes nach der Baunutzungs-
verordnung (OVG Lüneburg, BauR 1981:454), 
dann hat er das Abwägungsmaterial falsch zusam-
mengestellt und damit zugleich die Fehlerhaft ig-
keit des Plans herbeigeführt. Ein Bebauungsplan 
leidet auch dann an einem Abwägungsfehler, 
wenn er auf einer methodisch unrichtigen Pro-
gnose der zu erwartenden Verkehrsbelastung be-
ruht, die im Ergebnis richtig ist. Nach dem VGH 
Mannheim (VGH Mannheim, ZfBR 1990:254, 
nur Leitsatz) ist es ohne positiven Belang, wenn 
sich nachträglich infolge von unvorhergesehenen 
Veränderungen herausstellt, dass die Prognose für 
einen bestimmten Zeitpunkt mit der tatsächlichen 
Belastung ungefähr übereinstimmt. Damit nicht 
genug: Wird der Bebauungsplan von der Rechts-
aufsichtsbehörde nur unter Maßgaben genehmigt, 
dann muss dem Beschluss des Rates, den Plan ent-
sprechend zu ändern, eine neue Ermittlung der 
durch die Änderung betroff enen Belange voran-
gehen (zur Erforderlichkeit dieses Beschlusses vgl. 
OVG Münster, VerwRspr. 1981:711; einschrän-
kend BVerwG, ZfBR 1985:48 – Ein ,,Beitrittsbe-
schluss“ bei nur teilweiser Genehmigung eines B-
Plans ist bundesrechtlich nicht erforderlich; seine 
Notwendigkeit kann sich nur aus dem Landesrecht 
ergeben.) Die ungeprüft e Übernahme der von der 
Aufsichtsbehörde angeregten Änderung des Plans 
ist fehlerhaft .

Angesichts dieser Rechtsprechung ist die Auf-
gabe der Gemeinde und damit der Gemeinde-
vertretung, sich im Bauleitplanverfahren nach 
bestem Wissen und Gewissen eine Meinung zu 
bilden und dann in angemessener Zeit zur Ent-
scheidung zu kommen, mit einem sehr hohen 
Fehlerrisiko belastet. Zur Abmilderung dieses 
Risikos hat der Gesetzgeber den Grundsatz der 
Planerhaltung eingeführt.

Der Grundsatz der Planerhaltung

Die Rechtsunsicherheit, die sich aus der Unge-
wissheit über das Schicksal eines Bebauungs-
plans oder anderer Satzungen nach dem BauGB 
ergibt, wenn sie vor die Schranken eines Gerichts 
geraten, hat negative Folgen. Bauwillige müssen 
abwarten und erleiden Zinsverluste, Investoren 
springen ab. Daher hat der Gesetzgeber in immer 
neuen Anläufen versucht, die Bestandskraft  von 
Plänen und Satzungen zu erhöhen. 1976 wurden 
mit den §§ 155a-c BBauG zum ersten Mal Unbe-
achtlichkeitsvorschrift en in das damalige BBauG 
eingefügt. Mit dem BauGB von 1986 wurden sie 
überarbeitet. Durch das Bau- und Raumord-

nungsgesetz 1998 wurde das Prinzip der Planer-
haltung als Überschrift  des Vierten Abschnitts im 
Zweiten Teil des Dritten Kapitels (§§ 214-216) in 
das BauGB eingeführt. Mit dem EAG Bau und 
auch mit der Novelle 2007 wurden Einzelheiten 
erneut überarbeitet und geändert.

Für die „Mängel der Abwägung“ gilt seither 
folgendes:

Mängel im Abwägungsvorgang müssen off en- �
sichtlich (d. h. aus den Akten erkennbar) und 
auf das Abwägungsergebnis von Einfl uss gewe-
sen sein, um erheblich zu sein; nach der Recht-
sprechung genügt für letzteres die praktische 
Wahrscheinlichkeit, nicht nur die weit entfern-
te Möglichkeit, dass das Abwägungsergebnis 
beeinfl usst wurde. (Im Grunde handelt es sich 
insoweit um eine Anforderung an die Nachweis-
barkeit des behaupteten Mangels). Im Rahmen 
der Beurteilung als Verfahrensfehler kommt es 
dann nicht darauf an, ob das Abwägungsergeb-
nis wegen der (wahrscheinlichen) Beeinfl ussung 
als falsch beurteilt werden muss oder ob es trotz 
des Verfahrensfehlers inhaltlich vertretbar ist; es 
genügt die unsachgemäße Beeinfl ussung. 
Derart erhebliche Mängel im Abwägungsvor- �
gang müssen binnen eines Jahres ab Bekannt-
machung gegenüber der Gemeinde schrift lich 
gerügt werden, wenn sie als Verfahrensfehler 
beachtlich sein sollen. Geschieht dies nicht, 
wird der in der bloßen Beeinfl ussung des Ab-
wägungsergebnisses liegende Verfahrensfehler 
unbeachtlich. Wenn der Fehler jedoch zu ei-
nem unvertretbaren Abwägungsergebnis ge-
führt hat, liegt darin ein schwerwiegender ma-
terieller Fehler, der ohne jede Rüge dauerhaft  
beachtlich ist.
Alle Form- und Verfahrensfehler (einschließ- �
lich von Fehlern im Abwägungsvorgang, die 
sich nicht auf den Kern des Abwägungsergeb-
nisses ausgewirkt haben) können durch Nach-
holen der richtigen Form und/oder des richti-
gen Verfahrens (z. B. durch erneute Abwägung) 
nachträglich behoben werden; der betreff ende 
Plan bzw. die betreff ende Satzung kann mit 
Rückwirkung in Kraft  gesetzt werden, sofern 
sich aus der Fehlerbehebung keine inhaltliche 
Änderung des Plans ergeben hat.

Für Fehler im Abwägungsergebnis gilt:
Anders als noch bis zum Inkraft treten des EAG  �
Bau können materielle Fehler im Abwägungs-
ergebnis nicht durch Zeitablauf (sieben Jahre) 
unbeachtlich werden;
Schwerwiegende, nicht durch Ergänzung oder  �
leichte Änderung des Plans behebbare Mängel 
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des Abwägungsergebnisses und andere mate-
rielle Mängel, die auf fehlender oder falsch an-
gewendeter Rechtsgrundlage beruhen, können 
nicht behoben werden; das Gleiche gilt für Plan-
inhalte, die gegen anderweitige Rechtsvorschrif-
ten verstoßen. Derartige Pläne oder Satzungen 
sind endgültig unwirksam und nichtig.

Schmidt-Eichstaedt

AKADEMIEN 
UND NETZWERKE 

Wesentliches Ziel aller wissenschaft lichen Aktivi-
täten ist es, durch Vorhaben, einzelne Persönlich-
keiten oder Gruppen in die Gesellschaft  und ihre 
wesentlichen Teilbereiche, d. h. in Politik, Wissen-
schaft , Praxis und Öff entlichkeit hineinzuwirken, 
indem die jeweiligen Aufgaben verantwortungsbe-
wusst und transparent erledigt und die Absichten 
und Ergebnisse öff entlich zur Diskussion gestellt 
werden. An diesem Prozess beteiligen sich aus 
der Wissenschaft  v. a. Akademien, Hochschulen, 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, For-
schungseinrichtungen der Wirtschaft  und anderer 
gesellschaft licher Bereiche und private Forscher, 
die immer häufi ger auch miteinander vernetzt. 
Einige davon stellen selbst Netzwerke dar. Diese 
Vernetzungen stehen im Mittelpunkt des Beitrags. 
Aufgrund der Vielfalt solcher Netzwerke können 
hier nur wenige Beispiele kurz beschrieben wer-
den; zunächst für wissenschaft liche Akademien in 
Deutschland. Im Weiteren wendet sich der Beitrag 
dann unter nationalem und internationalem Blick 
ausgewählten (weiteren) raumwissenschaft lichen 
Einrichtungen und Vereinigungen zu.

Wissenschaftliche Akademien

Im traditionellen Sinn sind Akademien der Wis-
senschaft en Vereinigungen hochrangiger Gelehr-
ter, deren Mitglieder sich regelmäßig zu wissen-
schaft lichem Austausch treff en. Man unterscheidet 
Akademien der Wissenschaft en, die privat und 
vom Staat unterhalten werden. Im Gegensatz zu 
Universitäten fi ndet an Akademien keine wis-
senschaft liche Lehre statt. Die großen deutschen 
Akademien der Wissenschaft en, z. B. in Berlin, 
Göttingen und Halle/Saale, sind in der Union der 
deutschen Akademien der Wissenschaft en zu-
sammengeschlossen. Zudem sind die deutschen 
Akademien vielfältig international vernetzt.

Deutsche Akademie der Naturforscher 
Leopoldina

Die im Jahr 1652 gegründete Deutsche Akade-
mie der Naturforscher Leopoldina ist die älteste 
naturwissenschaft lich-medizinische Gelehrtenge-
sellschaft  in Deutschland. Sie hat seit 1878 ihren 
Sitz in Halle/Saale und vereint unter ihrem Dach 
mehr als 1300 hervorragende Wissenschaft lerin-
nen und Wissenschaft ler aus aller Welt. 

Unter dem Leitspruch „Die Natur zu erforschen 
zum Wohle des Menschen“ fördert die Akademie 
durch verschiedenste Veranstaltungen die Zusam-
menarbeit unter Forscherinnen und Forschern, 
berät in wissenschaft lichen Fragen Politik und 
Öff entlichkeit auf nationaler und internationaler 
Ebene und setzt dazu Ad-hoc-Kommissionen und 
Arbeitsgruppen ein, pfl egt Verbindungen zur Wis-
senschaft  im europäischen und außereuropäischen 
Ausland durch gemeinsame Veranstaltungen, aber 
auch durch die Mitwirkung in verschiedenen Gre-
mien sowie durch die Zusammenarbeit mit den 
nationalen Akademien der G8-Staaten und un-
terstützt die Ausbildung des wissenschaft lichen 
Nachwuchses durch das Leopoldina-Förderpro-
gramm und fördert junge Wissenschaft lerinnen 
und Wissenschaft ler im Rahmen der Jungen Aka-
demie, die sie im Jahr 2000 gemeinsam mit der 
Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissen-
schaft en gegründet hat. Darüber hinaus unterhält 
die Leopoldina ein Archiv und eine Bibliothek und 
verleiht Auszeichnungen und Preise. 

Berlin-Brandenburgische Akademie 
der Wissenschaften

Die Berlin-Brandenburgische Akademie der Wis-
senschaft en (vormals Preußische Akademie der 
Wissenschaft en) wurde 1992 durch einen Staats-
vertrag zwischen den Bundesländern Berlin und 
Brandenburg ins Leben gerufen. Sie steht in der 
Tradition der von Gottfried Wilhelm Leibniz im 
Jahre 1700 konzipierten und als spätere Preußi-
sche Akademie der Wissenschaft en weltweit zu 
Ruhm und Ansehen gelangten Berliner Wissen-
schaft sakademie. Die Akademie hat ihren Haupt-
sitz in Berlin. Rund 200 gewählte Mitglieder als 
herausragende Vertreter ihrer Disziplin bilden 
diese Fach- und Ländergrenzen überschreitende 
Wissenschaft lervereinigung. 

Das Hauptanliegen der Akademie ist die För-
derung der Wissenschaft en. Dabei wird ihr For-
schungsprofi l durch Arbeiten zur Erschließung 
des kulturellen Erbes, durch inter- und transdis-
ziplinär angelegte Projekte von wissenschaft licher 
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und gesellschaft licher Bedeutung sowie durch den 
Dialog zwischen Wissenschaft  und Öff entlichkeit 
geprägt. Drei Aufgaben stehen im Mittelpunkt der 
Akademiearbeit. Zum einen hat sie die aus dem 
Akademienprogramm von Bund und Ländern 
übernommenen, kulturwissenschaft lich bestimm-
ten, langfristigen Akademienvorhaben, wie Wör-
terbuchprojekte, Editionen, Dokumentationen 
und Bibliographien, zu betreuen. Zum anderen 
hat die Akademie mit eigenbestimmter Forschung 
den Erkenntnisprozess zu fördern, wobei die For-
schung vorwiegend in der Zusammenführung und 
Synthese von bereits vorhandenem kontroversen 
Wissen, im Aufspüren neuer Wissensquellen und 
der Hinleitung zu erfolgversprechenden Th emen 
der Zukunft  besteht. Darüber hinaus stellt sich die 
Akademie als Forum für die gezielte und kritische 
Erörterung wissenschaft licher Fragen mit gesell-
schaft lich und gesellschaft spolitisch bedeutsamem 
Hintergrund zur Verfügung. 

Die Akademie gliedert sich in fünf Klassen: die 
Geisteswissenschaft liche, die Sozialwissenschaft li-
che, die Mathematisch-naturwissenschaft liche, die 
Biowissenschaft lich-medizinische und die Tech-
nikwissenschaft liche Klasse. Die Klassen pfl egen 
den disziplinären und interdisziplinären Dialog. 
International ist die Akademie auf der Basis von 
Kooperationsverträgen mit fast 20 Akademien auf 
vier Kontinenten vernetzt. 

Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung (ARL)

Die 1946 gegründete Akademie für Raumfor-
schung und Landesplanung (ARL) ist eine selbst-
ständige und rechtsfähige Anstalt des öff entlichen 
Rechts. Sie wird als außeruniversitäre und un-
abhängige raumwissenschaftliche Forschungs-
einrichtung von überregionaler Bedeutung und 
gesamtstaatlichem wissenschaft spolitischem Inter-
esse gemeinsam von Bund und Ländern fi nanziert. 
Die ARL gehört der Leibniz-Gemeinschaft  an. Mit 
ihrer spezifi schen Struktur und Arbeitsweise, mit 
ihren Aufgaben und ihren Forschungsschwer-
punkten hat die ARL ein eindeutiges Profi l und 
Kernkompetenzen, die auf ihrem Arbeitsgebiet in 
der Form sonst nicht angeboten werden – weder 
im Hochschulbereich noch außerhalb der Univer-
sitäten – und die in Wissenschaft , Verwaltung, Po-
litik und Wirtschaft  einen hohen Stellenwert besit-
zen und eine beständige Nachfrage fi nden.

Das besondere Profi l zeigt sich einerseits in 
struktureller Hinsicht. Die ARL ist das zentrale 
Netzwerk der zu Raumentwicklungsthemen im 
weitesten Sinne arbeitenden Fachbereiche und 

die interdisziplinäre Plattform für den raumwis-
senschaft lichen und raumpolitischen Diskurs im 
deutschen Sprachraum. Die Mitarbeit in der ARL 
ist ehrenamtlich. Zurzeit besteht das personelle 
Netzwerk der ARL aus über 1.000 Mitwirkenden 
aus Wissenschaft , Planungspraxis, Politik und 
Wirtschaft . Für eine solche Plattform gibt es im 
deutschen Wissenschaft ssystem ansonsten keinen 
institutionalisierten Rahmen. Durch die Wissen-
schaft  und Praxis zusammenführende und res-
sortübergreifende Herangehensweise verfügt die 
ARL über ein wichtiges Alleinstellungsmerkmal 
und weist im engen Zusammenspiel mit Hoch-
schulen einen erheblichen Mehrwert auf. Die ARL 
organisiert anwendungsorientierte raumwissen-
schaft liche Forschung in den für die räumliche 
Ordnung und Entwicklung Deutschlands bedeut-
samen Arbeitsgebieten, auch in ihren internatio-
nalen Bezügen. Sie fördert die Kommunikation 
zwischen Wissenschaft  und Praxis, auch durch 
konkrete Beratung der Politik und durch Informa-
tion der breiteren Öff entlichkeit. Mit ihrem Profi l 
ist sie Mittlerin zwischen Wissenschaft , Verwal-
tung, Politik, Wirtschaft  und Öff entlichkeit. 

Das besondere Profi l zeigt sich andererseits in 
inhaltlicher Hinsicht. Die ARL befasst sich mit der 
raumwissenschaft lichen Forschung in den für die 
räumliche Ordnung und Entwicklung Deutsch-
lands bedeutsamen Arbeitsgebieten, auch in ihren 
internationalen Bezügen. Sie erforscht die Wir-
kungen des menschlichen Handelns in den Be-
reichen Wirtschaft , Soziales, Ökologie und Kultur 
auf den Raum und analysiert die Möglichkeiten 
einer nachhaltigen Raumentwicklung. Insofern 
hat sich die Akademie im Laufe ihrer Entwicklung 
unter den raumwissenschaft lichen Einrichtungen 
Deutschlands als Kompetenzzentrum für Fragen 
nachhaltiger Raumentwicklung profi liert. 

Deutsche Akademie für Städtebau 
und Landesplanung (DASL)

Auch die DASL ist 1946 gegründet worden. Sie 
ist ein Zusammenschluss von Fachleuten, die auf 
den Gebieten des ▷Städtebaus und der Landespla-
nung oder der damit verknüpft en Forschungs- und 
Planungsdisziplinen durch besondere Leistungen 
hervorgetreten sind. Die Zahl der Mitglieder ist 
auf 400 beschränkt. Wesentliches Ziel der DASL ist 
es, Städtebau und Landesplanung in Wissenschaft  
und Praxis zu fördern. Dafür bietet sie ein Forum, 
das unterschiedliche Gruppierungen der Gesell-
schaft  und an der Stadtentwicklung interessierte 
Kreise der Wirtschaft  mit Fachleuten der Planung 
zur Diskussion zusammenführt. Besondere Be-
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deutung kommt in dem Zusammenhang den drei 
Instituten zu, die von der  DASL getragen werden: 
Institut für Städtebau Berlin, Institut für Städtebau 
und Wohnungswesen München, Zentralinstitut 
für Raumplanung an der Universität Münster.

Finanziert wird die DASL aus Mitgliedsbeiträ-
gen und Spenden. Die Tätigkeit der drei Institute 
wird durch Zuwendungen des Bundes und des je-
weiligen Sitzlandes gefördert.

Weitere raumwissenschaftliche Einrich tungen 
und Raumplanervereinigungen

Es haben sich im Aufgabenfeld von raumwissen-
schaft licher Forschung, Raumentwicklung und 
Raumplanung fachliche Netzwerke gebildet, von 
denen einige stärker berufsständisch bzw. praxi-
sorientiert sind, anderen vereinen mehr wissen-
schaft lich Interessierte und dritte wiederum füh-
ren gezielt Wissenschaft  und Praxis zusammen.

ARL und DASL gehören dazu, die vorn bereits 
angesprochen worden sind. Von den weiteren 
Einrichtungen können hier nur ausgewählte Ver-
einigungen kurz beschrieben werden, denn es gibt 
zahlreiche weitere Netzwerke, auch aus anderen 
Disziplinen, die auf dem Gebiet tätig sind.

Nationale Netzwerke 

Zu den stärker berufsständischen bzw. praxiso-
rientierten Netzwerken gehören in Deutschland 
der Informationskreis für Raumplanung (IfR) und 
die Vereinigung der Stadt-, Regional- und Landes-
planung (SRL). Die raumwissenschaft liche For-
schung steht im Fokus des sog. 4R-Netzwerkes.

Vereinigung der Stadt-, Regional- 
und Landesplanung (SRL)

Die gut 2.000 Mitglieder der im Jahr 1969 von Pla-
nern aus verschiedenen Bereichen des Berufsfel-
des gegründeten SRL kommen aus privaten Büros, 
dem öff entlichen Dienst, Verbänden und anderen 
Institutionen. Projekt-, Regional- und Fachgrup-
pengruppen arbeiten zu aktuellen fachlichen, po-
litischen, rechtlichen oder methodischen Fragen 
der Planungspraxis, Aus- und Weiterbildung, Ho-
norargestaltung und Berufsordnung. Es werden 
Stellungnahmen verfasst, Zeitschrift enartikel er-
arbeitet und Veranstaltungen durchgeführt. 

Informationskreis für Raumplanung (IfR)

Seit 1975 ist der IfR als Fach- und Berufsverband 
aktiv. Er hat ca. 1.700 Mitglieder aus der Planungs-

praxis, der Forschung, Lehre und Studium. Der IfR 
bündelt als Berufsverband die Interessen seiner 
Mitglieder und transportiert das verbandsintern 
diskutierte Planungsverständnis in die Fachöff ent-
lichkeit, Fachgesetzgebung und Hochschulen. Der 
IfR vertritt ein weit gefasstes Verständnis von Pla-
nung, das sich an den Prinzipien der Nachhaltigkeit 
orientiert. Arbeitsfelder sind u. a. Stadterneuerung, 
-umbau, -erweiterung, stadtregionale Entwicklung, 
Entwicklung des ländlichen Raumes.

4R-Netzwerk

Innerhalb der Leibniz-Gemeinschaft  (WGL) ha-
ben sich Netzwerke zur Bündelung fachlicher 
Kompetenzen gebildet. Einen solchen Verbund 
haben auch die raumwissenschaftlichen Ein-
richtungen Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung (ARL), Leibniz-Institut für Län-
derkunde (IfL), Leibniz-Institut für ökologische 
Raumentwicklung (IÖR) und Leibniz-Institut für 
Regionalentwicklung und Strukturplanung (IRS) 
in der WGL geschaff en. ARL, IfL, IÖR und IRS 
haben sich auf der Grundlage einer Kooperations-
vereinbarung zu einem Netzwerk zusammenge-
schlossen, um bei bestimmten Aufgaben und Vor-
haben gemeinsam eine wichtige Netzwerkfunktion 
innerhalb der raumwissenschaft lichen Forschung 
in Deutschland wahrzunehmen. Dazu zählen 
gemeinsame Veröff entlichungen, Arbeitsgrup-
pen, Veranstaltungen und Stellungnahmen. Auch 
werden die Forschungsprogramme noch stärker 
als bisher schon untereinander abgeglichen. Die 
Partner haben neben der Bearbeitung von For-
schungs- und Paktvorhaben v. a. auch die Aktivi-
täten auf europäischer Ebene und die gemeinsame 
Öff entlichkeitsarbeit intensiviert. Dazu zählt das 
German Annual of Spatial Research and Policy.

Internationale Netzwerke

Auch die Zahl der Vernetzungen auf internati-
onaler Ebene ist trotz der Tatsache, dass raum-
wissenschaft liche Forschung, Raumentwicklung 
und Raumplanung nicht im Zentrum des gesell-
schaft lichen Interesses stehen, relativ groß. In-
sofern kann auch hier die Szene nur beispielhaft  
skizziert werden.

Fachverband Schweizer Planerinnen 
und Planer (FSU)

Der FSU ist ein Netzwerk von in der Schweiz tä-
tigen Raumplanern und Vertretern anderer pla-
nungsbezogener Berufsgruppen und hat folgende 
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strategische Hauptanliegen. Er vertritt die berufl i-
chen Interessen seiner Mitglieder, fördert den Aus-
tausch von Informationen und ist in der Aus- und 
Weiterbildung aktiv. Die Mitglieder beraten die Öf-
fentlichkeit in Fragen der Raumplanung. Der FSU 
setzt sich für das Ansehen des raumplanerischen 
Berufsstandes ein und befasst sich mit fachlichen, 
rechtlichen und politischen Fragen der Raumpla-
nung und Raumentwicklung in der Schweiz.

International Society of City and Regional 
Planners (ISoCaRP)

Um anerkannte und qualifi zierte Planer auf inter-
nationalem Niveau zusammenzubringen, wurde 
im Jahr 1965 ISoCaRP als globales Netzwerk ge-
gründet. Die Vereinigung ist von UN, UNESCO 
und dem Europarat offi  ziell anerkannt. Sie bildet 
eine Plattform für den Austausch zwischen den 
Planern, unterstützt Planung, raumwissenschaft -
liche Forschung und Raumplanerausbildung, ins-
besondere durch Informationsvermittlung und 
Beratung.

Scholich

AKTEURE DER PLANUNG

Begriff sbestimmung

Akteure der Planung sind alle diejenigen natürli-
chen oder juristischen Personen, die am Planungs-
prozess beteiligt sind. Die Zahl kann mehrere 
hundert umfassen, abhängig von der räumlichen 
Reichweite der Planung resp. Maßnahme. Nach 
ihrer Funktion im Planungsprozess lassen sich 
die Akteure ordnen in 1) Planer, 2) Projektbetrei-
ber/Immobilienbesitzer/Investoren, 3) Planungs-
betroff ene, 4) Fachverwaltungen (Bund, Land, 
Kommune), 5) (Aufsichts- und Genehmigungs-)
Behörden, 6) Politische Entscheider, 7) Gutach-
ter/intermediäre Akteure und 8) Medien. Bei den 
Planungsbetroff enen lässt sich unterscheiden in 
a) Adressaten der Planung und b) indirekt Betrof-
fene (d. h. alle diejenigen, die von den positiven 
oder negativen externen Eff ekten der Planung be-
troff en werden) sowie c) Advokaten, die Belange 
für Dritte wahrnehmen, z. B. Umwelt- und Na-
turschutzverbände für Natur und Landschaft . Bei 
den Behörden ist nach dem Interventionsgrad zu 
unterscheiden, ob sie lediglich regulative Instru-
mente oder auch Fonds einsetzen können. 

Die Akteure verhalten sich zudem unterschied-
lich, ob sie natürliche Personen oder kooperative 
Akteure sind, und bei letzteren wiederum, ob es 
sich um organisierte Akteure (z. B. Behörden, Ge-
bietskörperschaft en, Unternehmen, Kommunal-
verbände, Interessenverbände, Kammern, Partei-
en) handelt oder um locker-gekoppelte Netzwerke 
(z. B. zivilgesellschaft liche Vereinigungen). „Ak-
teure zeichnen sich durch bestimmte Fähigkei-
ten, bestimmte Wahrnehmungen und bestimmte 
Präferenzen aus“ (Scharpf 2000:86). „Fähigkei-
ten“ werden durch „Begabungen“, Ressourcen 
und Kompetenzen markiert; „Wahrnehmungen“ 
beziehen sich auf akteursspezifische Paradig-
men, ihre Umwelt zu analysieren, zu deuten und 
zu bewerten. „Präferenzen“ schließlich betreff en 
Werthierarchien, Interessen, Betroff enheiten so-
wie Handlungsorientierungen (egozentrisch vs. 
gemeinwohlbezogen) und Interaktionsorientie-
rungen (kompetitiv vs. kooperativ). 

Organisationen sind regelgebunden, müssen 
in ihren Entscheidungen personenunabhängige 
Kontinuität wahren (Präzedenzfallproblematik), 
sind häufi g aber auch infl exibler als natürliche 
Personen, weil ihre Entscheidungen durch zahl-
reiche rechtliche, wirtschaft liche und politische 
Restriktionen gebunden sein können und „Mehr-
ebenenverfahren“ (Hierarchie) durchlaufen. 

Behörden und Gebietskörperschaft en verhal-
ten sich anders als Unternehmen, weil sie stärker 
politisch ausgerichtet sind (an Wählerverhalten 
eines Gebiets gebunden), mehr externer Kontrolle 
unterliegen (Medien, Rechnungshöfe, Gerichte) 
und ihre Interessendefi nition meist relativ eng, 
häufi g territorial begrenzt, ausfällt („Ressortego-
ismus“, „Kirchturmdenken“). „Kollektive und kor-
porative Akteure“ werden zudem von komplexe-
ren internen Willensbildungsprozessen bestimmt, 
abhängig vom internen Grad der Konzentration 
und Zentralisierung von Entscheidungsmacht 
(Scharpf 2000:101f).

Das führt zu unterschiedlicher Strategiefähig-
keit der Akteure. Diese wird zum einen beeinfl usst 
durch Potenziale und Restriktionen, wozu auch 
gehört, wie bei den Akteuren die Willensbildung 
entsteht (Einzelentscheidung oder kollektive Mei-
nungsbildung, Einebenen- oder Mehrebenen-
prozess), welche Interessen und Präferenzen sie 
vertreten, welche Handlungs- und Interaktions-
orientierung sie gegenüber kollektiven Belangen 
zeigen und welche Machtmittel sie einsetzen kön-
nen (z. B. Informationsmacht, Tauschressourcen, 
politische Koalitionsfähigkeit, politische Artiku-
lationsfähigkeit, Vetomacht, formale Autorität). 
Zum anderen wird die Strategiefähigkeit durch 
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die Akteurskonstellation und das institutionelle 
Regelsystem der Interaktionsarenen beeinfl usst. 

Akteurskonstellation und Interaktionsarenen 
verändern sich im Planungsprozess: In der Phase 
der Planerstellung handelt es sich meist um eine 
andere Akteurskonstellation mit anderen Regel-
systemen als in der Phase der Planumsetzung, wo 
sich z. B. Vetomacht über Spontaninitiativen bil-
den kann (Bürgerinitiativen).

Die Zahl der Akteure hat sich im Laufe der Zeit 
ständig erhöht und die Akteurskonstellation ist 
komplexer geworden, was v. a. die Phase der Pla-
nerstellung betrifft  . Gründe für eine wachsende 
Zahl der Akteure sind: gesellschaft liche Ausdiff e-
renzierung (wachsende Arbeitsteilung und funkti-
onale Fragmentierung in eine wachsende Zahl von 
Behörden, Einrichtungen/Betrieben und Nichtre-
gierungsorganisationen), Emanzipation des Indi-
viduums (Individualisierungsprozesse) und wach-
sende Sensibilisierung für Betroff enheiten (z. B. 
über Umwelt- und Naturschutzorganisationen). 
Die wachsende Komplexität der Akteurskonstel-
lation hat ihre Ursache in: räumlicher und sachli-
cher Ausdehnung der Interdependenzen (z. B. von 
der Lokalebene auf die Regionalebene, von der 
sektoralen Perspektive zur interdisziplinären Per-
spektive), wachsender Zahl korporativer Akteure 
(interkommunale Kooperation, ▷Public Private 
Partnerships, Verbandsgründungen, überlokale 
oder übersektorale Arbeitskreise etc.) und Zunah-
me der „Mehrebenen-Governance“.

In den letzten 20 Jahren wurde zudem immer 
häufi ger zwei weitere Akteursgruppen eingeschal-
tet: einerseits (intermediäre) Mediatoren/Mo-
deratoren, deren Aufgabe es ist, die Vielzahl von 
Akteuren zu gemeinsamem Handeln zusammen-
zuführen, den Planungsprozess zu managen und 
Konfl ikte auszuhandeln. Andererseits wächst die 
Bedeutung von Wissenschaft  und wissenschaft li-
cher Beratung in Prozessen der Stadt- und Regio-
nalentwicklung (▷Wissenschaft skooperation).

Einordnung in die Planungsdiskussion

Akteure als „Macher“ im Planungsprozess wur-
den vielfach unter Fragestellungen beforscht, wie 
sie sich verhalten und unter welchen Bedingungen 
Planungsprozesse scheitern können. Untersucht 
wurden insbesondere Entscheidungsprozesse in 
der Stadt- und Regionalplanung: Wie formieren 
sich Interessen, wie artikulieren sie sich und setzen 
sich durch, wie entsteht aus der Fülle unterschiedli-
cher Betroff enheiten schließlich eine konsensfähige 
Lösung? Im Zusammenspiel der Interessenharmo-
nien und -gegensätze sowie Regelsysteme wendet 

jeder Akteur Strategien der Interessendurchsetzung 
an, die spieltheoretisch beschrieben werden kön-
nen (Scharpf 2000). Das Durchsetzungspotenzial 
hängt von Positionsvorteilen, Machtverhältnissen 
und situativen Einfl üssen ab.

Positionsvorteile ergeben sich durch die funk-
tionale Bedeutung, die der Beitrag des Einzelnen 
für den Gesamtprozess hat. Die wichtigsten Posi-
tionsvorteile verbinden sich mit Zeitvorsprüngen 
(monopolartiger Positionsvorteil), mit Verhinde-
rungsmöglichkeiten (Vetomacht) und mit forma-
len Funktionen in Planungs- und Entscheidungs-
prozessen (Initiativvorteile, Steuerungsvorteile, 
Gestaltungsvorteile). Machtverhältnisse können 
durch Institutionen (z. B. durch Hierarchie), durch 
Ressourcenkontrolle (intellektuelle, wirtschaft li-
che oder regulative Macht), durch Deutungsmacht 
(Autorität) oder durch technische Überlegenhei-
ten bestimmt sein. Situative Einfl üsse verändern 
die Positionsvorteile, aber auch die Nutzbarkeit 
von Machtstrukturen. So können Konjunktur-
krisen die Ressourcenverfügbarkeit beeinträchti-
gen, können kommunale Finanzknappheiten die 
Abhängigkeit von privaten Akteuren erhöhen, 
können Skandale die Autorität einzelner Akteure 
mindern, aber auch das Verhältnis zu potenziellen 
Koalitionspartnern kann sich situativ ändern. 

Mit der Hinwendung zur „diskursiven Planung“ 
wurde v. a. wichtig, dass Machtungleichheiten in 
ihrer Wirkung auf den Prozess gezähmt werden. 
Deshalb beeinfl usst die diskursive Planung v. a. 
die Handlungs- und Interaktionsorientierungen 
der Akteure: Sie sollen sich als Partner in einem 
gemeinsamem Prozess der Problembearbeitung 
verstehen und ihren kruden Egoismus durch eine 
Handlungsorientierung an den „wohlverstande-
nen Eigeninteressen“ ersetzen, also einbeziehen, 
dass ihr längerfristiges Wohlergehen von Ent-
scheidungen abhängt, die auch andere Akteure zu 
konstruktiven Beiträgen zum Gemeinwohl veran-
lassen. D. h. aber auch, dass sich die Prozesse durch 
Interaktionsorientierungen auszeichnen sollen, 
die stärker kooperativ als kompetitiv ausgerichtet 
sind. Das führte zur Diskussion des „Sozialkapi-
tals“, also zur Frage, ob die Gemeinwohlorientie-
rung in modernen, marktwirtschaft lich gesteuer-
ten Gesellschaft en zugunsten individualistischer 
Interessenmaximierung sinkt, auch auf Kosten der 
Allgemeinheit, und wie Sozialkapital gebildet oder 
regeneriert werden kann (Putnam 2001).

Praktische Planungsrelevanz

Planungsprozesse „leben“ von der jeweiligen 
Akteurskonstellation. Wer Planungsprozesse zu 
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gestalten und zu steuern hat, muss sich intensiv 
damit auseinandersetzen, wer die relevanten Ak-
teure sind, welche Interessen sie verfolgen und mit 
welchen Mitteln sie diese durchsetzen können, 
also welche Strategieoptionen sie haben (vgl. für 
die Landschaft splanung: von Haaren 2004:376f). 
Planer betreiben deshalb in gewisser Weise auch 
„Planmarketing“, indem sie die Akteure enger in 
die Prozesse einbinden, Netzwerke organisieren, 
sie regelmäßig mit Information beliefern, aber 
auch früh genug aufk lärend tätig werden, wenn 
neue Planungsentscheidungen anstehen. Pla-
nungsprozesse sind deshalb heute meist in Ak-
teursnetzwerke eingebettet, die über längere Zeit 
bestehen und durch regelmäßige Kommunikation 
und Information lebendig gehalten werden. 

Akteurskonstellationen sind projekt- und are-
nagebunden. Aber es gibt längerfristige Trends, die 
sich v. a. auf lokaler und regionaler Ebene in den 
Akteurskonstellationen niederschlagen. Zu eini-
gen der wichtigeren Trends gehört erstens, dass als 
Folge der Kapitalkonzentration dem Privatkapital 
zunehmend ein größeres Gewicht in kommuna-
len und regionalen Entwicklungsprozessen ein-
geräumt wird und sich Steuerungsmacht von den 
Planern auf Investoren verlagert. Das ist nicht nur 
auf den härter gewordenen Wettbewerb zwischen 
Städten und Regionen zurückzuführen, sondern 
auch auf die gewachsene Bedeutung des (gemein-
de- und regionsexternen) Finanzkapitals, also von 
Banken, Finanzinvestoren, Großprojektbetrei-
bern (z. B. im Handel, bei Freizeiteinrichtungen) 
und insbesondere der sog. Real Estate Investment 
Trusts (REITs). Sie verändern die Konstellationen 
insofern, als sie vergleichsweise kurze Kapitalbin-
dungsfristen einkalkulieren (ca. zehn Jahre), auf 
spektakuläre Großprojekte setzen und damit die 
politische Aufmerksamkeit erheblich beeinfl ussen 
können. Gleichzeitig mindern sie die Chancen 
partizipativer Planung (Ibert 2007). 

Ein zweiter Trend betrifft   die sinkende Bedeu-
tung der Parteien auf lokaler und regionaler Ebene 
zugunsten von Verbänden, Großbetrieben, Wäh-
lergemeinschaft en und personalen Netzwerken, 
verbunden mit dem Rückzug der formalen Kom-
munalpolitik (Kuhlmann 2006). Damit entstehen 
Ad-hoc-Allianzen, deren mittelfristige Berechen-
barkeit sinkt. 

Ein dritter Trend verbindet sich mit der Ver-
waltungsreform. Immer mehr Funktionen der 
Verwaltung, v. a. aus dem Bereich der ▷Daseins-
vorsorge werden privatisiert oder auf selbständige 
Einrichtungen ausgelagert. Das hat zur Folge, dass 
sich die Zahl der institutionalisierten Interessen-
träger erhöht. 

Als vierter Trend ist zu beobachten, dass sich 
Planungsprozesse immer stärker dezentralisieren, 
weil sie sich aus der Sphäre der Planungsämter 
in die Sphäre der gesellschaft lichen Governance 
(▷ Government und Governance) verlagern: Die 
Mitwirkung von Akteuren wird heute immer 
mehr als Ressource für die Planrealisierung be-
trachtet. Deren Beiträge können intellektueller, 
materieller/fi nanzieller oder politisch-unterstüt-
zender Art sein. 

Gleichzeitig aber zeigt sich – fünft ens – dass lo-
kale und regionale Entscheidungen immer häufi ger 
von organisierten Entscheidern bestimmt werden, 
deren Bezug zum Bürger eher lockerer wird. Dabei 
werden zunehmend Entscheidungsstellen einfl uss-
reich, die außerhalb der Kommune oder Region 
liegen. Die Akteure „vor Ort“ sind immer mehr in 
vertikal verfl ochtene Entscheidungsstrukturen ein-
gebunden, häufi g außerhalb der Gemeinde oder Re-
gion mit der Folge von „Mehrebenen-Governance“ 
(z. B. als Folge der Unternehmenskonzentration, 
des Vordringens großer Einzelhandelsketten, der 
wachsenden überregionalen Kapitalverfl echtung, 
der vertikalen „Fachbruderschaft en“). Mehrebe-
nen-Governance verlagert Entscheidungen auf 
Ebenen, die mit den Folgen ihrer Entscheidung 
nicht unmittelbar „leben“ müssen.

Insgesamt führt das dazu, dass das Manage-
ment der Interdependenzen zwischen der Viel-
zahl von Akteuren mit unterschiedlichen Präfe-
renzen und Interessen komplexer, komplizierter 
und zeitaufwendiger wird. Die Folge davon ist, 
dass Entscheidungen sich aus den formalen Gre-
mien herausverlagern und durch Absprachen 
im Vorfeld vorbereitet werden. Planung bewegt 
sich immer mehr in Richtung neuer Formen der 
Governance. Diese haben Vorzüge (z. B. Nutzung 
externen Sachverstands, Einbindung der Akteure 
in konsensfähige Lösungen, Mobilisierung zusätz-
licher Ressourcen), aber auch Nachteile, weil sie 
den Akteuren außerhalb der politischen Gremien 
größeres Mitsprachegewicht verleihen (Legitima-
tionsproblem), nicht immer gut zu kontrollieren 
sind (Transparenzproblem) und für kommunale 
und regionale Entwicklungsprozesse selektiv wir-
ken können. Sie wirken korporatistisch (Heinze/
Voelzkow 1998:235f) und privilegieren die Maß-
nahmen, für die es in den außerparlamentarischen 
Steuerungsstrukturen starke Anwälte gibt.

Die Fragmentierung und Sektoralisierung der 
Akteursstruktur mit wachsender Zahl von poten-
ziellen Vetopositionen entzaubert die Planungs- 
und Steuerungsillusion der amtlichen Planung. 
Letztere hat Initiativmöglichkeiten, aber kontrol-
liert nicht mehr das Ergebnis. Vielmehr ist dieses 
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Folge zahlreicher Einzelentscheidungen mit un-
geplanten Folgewirkungen, deren Koordina tion 
sich als Abfolge von partiellen Konfl iktregelun-
gen darstellt. Große Konzepte und „Große Wür-
fe“ sind dann nur möglich, wenn entweder große 
Flächen gesamthaft  überplant werden können 
(z. B. Konversionsfl ächen) oder wenn Großpro-
jekte entwickelt werden. Solche Vorhaben können 
der Planung wieder Einfl uss verleihen, weil sie im-
plizit eine Konzentration und Zentralisation von 
Einfl usschancen bewirken. Aber häufi g werden 
die Projekte von (Finanz-)Interessen gesteuert, 
die außerhalb der kommunalen und regionalen 
Gemeinschaft  stehen und lediglich peripher mit 
deren Belangen verbunden sind.

Fürst, D.
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AKTIONSFORSCHUNG

„Es gibt nichts Praktischeres als eine gute Th eorie!“ 
Davon war Lewin überzeugt, als er mit einem Ar-
tikel unter dem Titel „Action Research and Mino-
rity Problems“ im Jahr 1946 die Aktionsforschung 
begründete. Mit diesem neuen Forschungsstil 
wandte sich der 1933 aus Deutschland in die USA 
emigrierte Psychologe, der als Professor am Mas-
sachussets Institute of Technology (MIT) lehrte, 
gegen eine aus seiner Sicht teils stumpfsinnige, 
teils selbstverliebte und jedenfalls praxisferne ex-
perimentelle Sozialpsychologie, die nicht wirklich 
an der Praxis interessiert sei, sondern das expe-
rimentelle Ergebnis nur als objektiven Nachweis 
einer bestimmten Theorie benötige. Diesem 
Zerrbild stellte Lewin eine Ak tionsforschung mit 
praxisorientierten Hypothesen gegenüber, deren 
Implikationen und Schlussfolgerungen die Praxis 
im Sinne einer Problemlösung verändern wollten 
und sollten. Aktionsforschung ist also keinesfalls 

theoriefeindlich, sondern im Gegenteil theore-
tisch aufgeladen und refl ektiert. Eine in diesem 
Sinne gute analytische Th eorie birgt bereits das 
Potenzial zur Veränderung bzw. zur Verbesse-
rung der praktischen Realität. Für die Aktions-
forschung forderte Lewin daher konstitutiv drei 
immer wiederkehrende Arbeitsschritte: erstens 
die theorie- und hypothesengestützte Planung, 
zweitens die konkrete gesellschaft liche Interven-
tion als Test und drittens die ausführliche Refl exi-
on zur Optimierung der eigenen Ansätze. Anstatt 
allerdings psychologische Phänomene im Labor 
zu vereinzeln und zu sezieren, sieht Lewins Ak-
tionsforschung die gesellschaft liche Realität als 
Aufgabenstellung für Analyse und Th erapie, ist 
also integrativ.

Lewin starb kurz nach der Einführung des Be-
griff s „Action Research“, die sich seit den späten 
1940er Jahren entscheidend weiterentwickelt hat 
und von anderen Disziplinen aufgegriff en und 
übernommen wurde, während die Psychologie 
selbst der Methode in den nächsten Jahrzehnten 
eher ablehnend gegenüberstand. Das Ziel der Ak-
tionsforschung, gesellschaft liche Problemlagen im 
Sinne eine Problemlösung analytisch aufzugreifen 
und gemeinsam mit den Betroff enen konkrete Lö-
sungsszenarien zu entwickeln und zu testen, hatte 
seit den späten 1960er Jahren politisch Konjunk-
tur und die Aktionsforschung in die Arme von 
politisch engagierten Weltverbesserern getrieben, 
die von der Wissenschaft  insgesamt eine nicht 
nur aufk lärerische, sondern revolutionäre Gesin-
nung einforderten. Den links Engagierten gefi el 
natürlich der Terminus der Aktion im Begriff  der 
Aktionsforschung, klang er doch ein wenig nach 
Aufstand und Revolution. Daher erlebte die Ak-
tionsforschung seit den späten 1960er Jahren einen 
durchaus politisch motivierten Aufschwung als 
kritische Sozialwissenschaft  mit dem Anspruch der 
emanzipatorischen Gesellschaft sveränderung. Mit-
telfristig haben der Aktionsforschung diese Kon-
notationen nicht genutzt, sondern die von Anfang 
an latent vorhandene Kritik vermeintlichen ideolo-
gischer Vorannahmen sogar massiv verstärkt. Aus 
diesem Grund reüssierte die Aktionsforschung seit 
den späten 1980er Jahren unter anderen Namen, 
der Praxisforschung, der „Mode-2-Forschung“ 
und später der transdisziplinären Forschung. 

Befördert wurde die Aktionsforschung dagegen 
von einer breiten Konjunktur partizipativer For-
schungsansätze in den 1970er und dann wieder 
seit den 1990er Jahren, die in vielen Diszi plinen ei-
ne grundlegende Veränderung des Wissenschaft s-
paradigmas bedeutete. Praktiker und Betroff ene 
wurden von einem reinen Objekt der Forschung zu 
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Partnern im Forschungsprozess und Mitgestaltern 
von Forschungsfragen, -ansätzen und -praktiken. 

In der Psychologie mit ihren ideologischen 
Kämpfen zwischen den verschiedenen, natur-
wissenschaft lich und sozialwissenschaft lich aus-
gerichteten Forschungsrichtungen selbst war die 
Aktionsforschung von Anfang an höchst umstrit-
ten und hat sich langfristig dort nicht durchge-
setzt. Die naturwissenschaft lich ausgerichtete Psy-
chologie diskreditierte die Aktionsforschung als 
nicht hinreichend objektiv und neutral, während 
die Kritik der Aktionsforschung an der naturwis-
senschaft lichen Psychologie, dass ihre Forschung 
sich von der sozialen Realität abgekoppelt und 
sich damit von ihrem eigenen Gegenstand distan-
ziert habe, vergleichsweise wirkungslos verhallte. 
Dafür war in der Psychologie das naturwissen-
schaft liche Paradigma zu stark.

Anders sah dies in den Sozialwissenschaft en 
aus, welche die praxisorientierten Th eorien und 
Ansätze der Aktionsforschung dankbar aufgrif-
fen und unter ganz unterschiedlichen Namen 
umsetzten. In den 1990er Jahren beschrieb die 
Wissenschaft sforschung die neuen Ansätze als 
„Mode-2-Forschung“ und stellte fest, dass aktuelle 
Wissensproduktion insgesamt seltener als früher 
als nomothetische Suche nach grundlegenden Na-
turgesetzen verläuft , sondern zunehmend als an-
wendungs- und damit kundenorientierte Praxis-
forschung. Disziplinen und – allgemeiner – auch 
Universitäten sinken in ihrer Bedeutung als Orien-
tierungsrahmen für diese Forschung. Vielmehr sei 
„Mode-2-Forschung“ durch Multiperspektivität 
und Transdisziplinarität charakterisiert. Problem-
lösungen entstünden im Kontext der Anwendung, 
transdisziplinäres Wissen habe seine eigenen 
theo re tischen Strukturen und Forschungsme-
thoden, die Resultate würden nicht mehr über die 
institutionellen Kanäle, sondern an die am For-
schungsprozess Beteiligten kommuniziert. Eine 
langfristige Wirkung der Wissensproduktion der 
Aktionsforschung neuen Stils ist ihre veränder-
te Legitimation gegenüber der Gesellschaft . Sie 
wird stärker rechenschaft spfl ichtig und refl exiv 
und steht damit unter stärkerem politischen und 
sozialen Legitimationszwang als früher.

Aktionsforschung 
und „Change Management“

Eine besondere Nähe hatte die Aktionsforschung 
von Anfang an zur Veränderung sozialer Orga-
nisationen und Institutionen. Schon Kurt Lewin 
hat die Aktionsforschung in den Kontext der von 
ihm ebenfalls entwickelten Th eorie des organisa-

tionalen Wandels gestellt. Lewin hatte entdeckt, 
dass Organisationen sich i. d. R. nicht kontinu-
ierlich und stetig verändern, sondern schubweise 
und in Rhythmen, die sich wiederum aus jeweils 
drei Phasen zusammensetzen. Lewin nannte diese 
Phasen „Unfreezing“ (das Auft auen, Aufweichen 
von Strukturen), „Changing“ (die eigentliche or-
ganisatorische Veränderung) und „Freezing“ 
(die Sicherung und Etablierung der neuen Struk-
turen). Mit diesem Modell nahm Lewin die be-
rühmten Th esen von Th omas Kuhn zur Struktur 
wissenschaftlicher Revolutionen vorweg. Ak-
tionsforschung kann einen solchen organisatio-
nalen Wandel auslösen und mitgestalten und ist 
damit ein möglicher Treiber für organisationale 
Reform. Mit der ausgefeilten Institutionalisierung 
der refl exiven Phase am Ende von Interventionen 
ist die Aktionsforschung dabei vielen anderen Pla-
nungsprozessen, bei denen die kritische Prüfung 
von Veränderung keine vergleichbare Rolle spielt, 
turmhoch überlegen.

Aktionsforschung 
und qualitative Forschungsmethoden

Die Überzeugung, dass jeder praktische Fall ein 
Unikat darstellt und daher eine auf ihn zuge-
schnittene Weiterentwicklung theoretischer An-
nahmen bedarf, führte die Aktionsforschung hin 
zu qualitativen, ideosynkratischen Forschungs-
methoden, welche das Besondere des einzelnen 
Falles in den Mittelpunkt der Forschung stellen, 
in Abgrenzung zu den nomothetischen Wissen-
schaft en. Aktionsforschung und qualitative For-
schungsmethoden haben daher einen großen 
Überlappungsbereich und in ihren Konjunkturen 
einen vergleichbaren, gemeinsamen Verlauf der 
Phasen und Amplituden. Seit mindestens zehn 
Jahren erleben qualitative Forschungsmethoden 
und der Ansatz der Aktionsforschung einen stei-
len Anstieg des Interesses. Die alte Arroganz der 
quantitativen und naturwissenschaft lichen Neu-
tralität und vermeintlichen Objektivität hat sich 
abgenutzt, auch weil Aktionsforschung und qua-
litative Forschungsmethoden durch den perma-
nenten Vorwurf der Parteilichkeit und Th eorie-
armut zwangsweise eine engagierte Th eorie- und 
Methodendebatte geführt haben, die in anderen 
Wissenschaft en ihresgleichen sucht.

Aktionsforschung 
und die Planungswissenschaften

Auch wenn die Aktionsforschung in der Ausein-
andersetzung mit gleichsam „naturwissenschaft -
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lichen“ Methoden der quantitativen empirischen 
Sozialforschung in den 1940er Jahren entstanden 
ist, steht sie in ihrem Anspruch der Verbesserung 
konkreter gesellschaft licher Problemlagen den 
Ingenieur- und Planungswissenschaft en viel nä-
her als den Naturwissenschaft en, von denen sie 
allerdings wiederum die theoretische Refl exion 
übernommen hat.

Durch diese Kombination von theoretischem 
Anspruch, praktischem Interesse und Selbstre-
fl exion birgt die Aktionsforschung für die Inge-
nieur- und Planungswissenschaft en ein großes 
Veränderungs- und Reformpotenzial. Seitdem 
in den 1970er Jahren der positivistische Enthu-
siasmus in den ▷Planungswissenschaft en einem 
selbstkritischerem und bescheidenerem Anspruch 
Platz machen musste, stieg deren Interesse an par-
tizipativen und damit transdisziplinären sowie an 
qualitativen Forschungsansätzen. Wie in nur we-
nig anderen Disziplinen haben die Planungswis-
senschaft en sich gegenüber der Aktionsforschung 
geöff net. Nach wie vor aber haben die Planungs-
wissenschaft en methodische Defi zite in der Refl e-
xion ihres Tuns (▷Planungstheorie). Hier bieten 
die Ansätze der Aktionsforschung ein wichtiges 
methodisches Rüstzeug für die Modernisierung 
der Planungswissenschaft en hin zu einer refl exi-
ven und gleichwohl gestaltungsorientierten Pra-
xiswissenschaft .

Dienel
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Fünf Wünsche

Planen und Bauen ist immer mit dem Willen 
zum Neuen, zur Veränderung verknüpft , mit 
neuem Bauen, mit Erneuerung, mit Erweiterung 

und Entwicklung. Das gilt selbst dann, wenn das 
Neue die Sehnsucht nach dem Alten ist. Das Pla-
nen und Bauen ist die Suche nach der Form, die 
dem persönlichen oder gesellschaft lichen Verän-
derungswunsch gegeben werden soll. Das fängt 
mit der ganz persönlichen Entscheidung an: „Ich 
will meine Wohnung renovieren“ und mündet 
bei grundsätzlichen gesellschaft lichen und poli-
tischen Entscheidungen.

Meine Wünsche an die Architekten- und Pla-
nerausbildung sind eine Mischung aus aktuellen 
und traditionellen Anforderungen. Ich will ab-
sehbare Entwicklungen akzeptieren und dabei die 
Widerstandskräft e gegen problematische Trends 
stärken. 

Gesellschaftliche und 
politische Neugier pfl egen

Sehr viele politische Weichenstellungen implizie-
ren bauliche Entscheidungen:

Der Bund beschließt ein Programm für Ganz- �
tagsschulen – wer erweitert die Schule um Men-
sa, Projekträume und Lehrerarbeitsräume?
Stadt und Land müssen sich auf den demogra- �
fi schen Wandel einstellen – wer baut die bar-
rierefreie Stadt, das barrierefreie Büro?
Dem Klimawandel müssen Taten folgen – wer  �
macht den Altbau zum Niedrigenergiehaus? 
Wer baut das Passivhaus?
Wir müssen die Zersiedlung eindämmen – wer  �
hat neue Ideen für urbanes Wohnen? Wer 
macht das Wohnen in Baugruppen zum neuen 
Trend?

Wer plant und baut, braucht wache Sinne und 
viel Einfühlungsvermögen in gesellschaft liche 
Entwicklungen. Den Studierenden der ▷Archi-
tektur und ▷Planungswissenschaft  ist darum 
grundsätzlich viel gesellschaft liche und politi-
sche Neugier zu raten und den Hochschulen, ih-
ren Studierenden gezielt Kontakt zu Institutio-
nen zu vermitteln, die sich mit wirtschaft lichen, 
technologischen und gesellschaft lichen Moder-
nisierungsprozessen befassen, denn wir durchle-
ben aktuell Zeiten, die sehr grundlegende gesell-
schaft liche und ökonomische Transformationen 
verlangen: 

von der Industriegesellschaft  zur Wissens- und  �
Bildungsgesellschaft  (▷Wissensgesellschaft ),
vom nationalen Wirtschaft sraum zur euro- �
päischen und globalen Standortkonkurrenz 
(▷Globalisierung),
vom Zeitalter fossiler und atomarer Energien  �
zur Energieeinsparung, Energieeffi  zienz und 
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den Erneuerbaren Energien (▷Energieeffi-
ziente Stadtentwicklung),
vom unbegrenzten Flächenverbrauch und un- �
begrenzter Automobilität zur kompakten Stadt 
der kurzen Wege und
von der Überfl ussgesellschaft  zum Wirtschaf- �
ten mit knappen Kassen.

Morgen können schon wieder neue Anforderun-
gen im Raum stehen, die Geschwindigkeit, mit 
der sich aktuell gesellschaft liche, wirtschaft liche 
und technologische Veränderungen vollziehen, 
ist rasant. Architekten und Planer sind in vielfa-
cher Weise gefordert, neuen Entwicklungen Ge-
stalt und Raum zu geben. Und es ist nicht selten, 
dass kreative Architekten ein besonderes Gespür 
für das gesellschaft lich Neue haben. Sie erwarten 
dabei auch neue Auft räge. Und manchmal prägen 
einige auch regional und international neue Leit-
bilder und Symbole wie die Elbphilharmonie in 
Hamburg oder das „Vogelnest“ in Peking. 

Die nachhaltige Stadt planen

Der Klimawandel und die steigenden Energieko-
sten fordern neues Denken und viel soziale, wirt-
schaft liche und technologische Innovationen für 
die Stadt- und Siedlungsstrukturen ebenso wie für 
das Bauen und Erneuern. 

Die Leitbilder der untergegangenen Indus-
triegesellschaft  waren das Bauen von Standard-
Sozialwohnungen und homogenen Siedlungen 
für homogene Arbeiter-, Angestellten- und Be-
amtenfamilien. Es war und ist immer noch das 
Planen und Bauen standardisierter (Kauf-)Eigen-
heim- und Kleinsiedlungen in der Fläche. Es ist 
immer noch das Planen der autogerechten Stadt 
und Region. Es ist nach wie vor das Hinstellen 
nicht-integrierter Einkaufsstereotype.

Aber weder die Sozialbausiedlung noch das 
„Häusle im Grünen“ spiegelt die heutigen und zu-
künft igen Lebenswelten treff sicher. Die Arbeits-
welt fordert lebenslange berufl iche Mobilität. Die 
neuen Ökonomien sind urbane Ökonomien. Die 
Frau kann und will nicht mehr „Grüne Witwe“ 
sein. Sie möchte oder muss ihrerseits berufstätig 
und mobil sein. Die Kosten der Automobilität 
steigen. Das Einkaufen in der Stadtrand-Mall er-
weist sich als langweilig.

Kurzum – das lange geforderte „Zurück in die 
Städte“ drängt endlich auf praktische Umsetzung. 
Industrie- und Infrastrukturbrachen eröff nen 
neue Chancen, die Stadt der kurzen Wege zu pla-
nen und zu realisieren. Das Bauen im Bestand ist 
längst Alltag. Auch das Bauen mit off enen Grund-

rissen für sich wandelnde Nutzungsansprüche 
setzt sich mehr und mehr durch. 

Planer sind aber auch gefordert, die technischen 
Infrastrukturen neu zu denken. Mutige fordern als 
neues Leitbild die „Eco-Stadt“. Wie plane ich die 
Fahrrad-Stadt, die Stadt des „shared space“, die 
Stadt mit mehr Lebensqualität durch weniger Au-
to, weniger Lkw-Verkehr? Wie sieht die Stadt aus, 
in der neue Elektroautos die Stromtankstellen su-
chen? Was lerne ich aus dem neuen Erneuerbare-
Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG)? Wie geht 
die Stadt von morgen mit Wasser und Abwasser 
um? Wie wird aus den Abwasserkanälen Wärme-
energie gewonnen? 

Den Klimaschutz planen und bauen

Die Spatzen pfeifen es schon lange von den Dä-
chern, aber haben es die Hochschulen schon in 
Lehrpläne umgesetzt? Eine solide Ausbildung für 
energieeffi  zientes und umweltverantwortliches 
Bauen und für den Einsatz regenerativer Energi-
en ist heute ein absolutes Muss! Dies zumal die 
Weiterentwicklung der Technologien sehr rasant 
vor sich geht – bei den Baumaterialien und den 
Anforderungen an baubiologisches und gesundes 
Bauen ebenso wie bei der Solarthermie, der Photo-
voltaik, den Wärmepumpen und der Geothermie, 
dem Umgang mit Kraft -Wärme-Kopplung etc.

Dabei geht es nicht nur darum, zu wissen, wie 
ein Haus am besten mit umweltverträglicher Wär-
medämmung verpackt werden kann und wie der 
Energiebedarf ermittelt wird. Hier gilt es, tech-
nologisch auf der Höhe der Zeit zu sein und die 
enge Kooperation mit Gebäude- und Energietech-
nikern zu suchen und dem Bauherrn konkret zu 
raten, wie es gelingen kann, nicht nur Hauswirt, 
sondern auch Energiewirt zu werden. Es geht auch 
darum, energetisch innovatives Bauen mit guter 
Gestaltung zu verbinden – und zwar auch bei der 
Altbausanierung! 

Baukultur und Schönheit schaff en

Zentrale Aufgabe bleibt das Bauen und Gestalten 
von Schönheit und Klarheit. Nun meinen viele, 
über Geschmack ließe sich streiten. Dies führt 
aber immer mehr zum Bauen der Beliebigkeit, zu 
Kitsch und Hässlichkeit. Wie kann es sein, dass 
im 19. Jahrhundert wunderschöne Einkaufspas-
sagen gebaut wurden, heutige Shoppingmalls aber 
durchweg hässlich und kalt wirken? 

Die Nachfrage vieler Investoren nach billigen 
Standardbauten, umhüllt mit ein wenig Design 
und Image, verstärkt das weit verbreitete, resi-
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gnative Urteil, heutiges Bauen sei im Regelfall ab-
stoßend und kalt. Die Forderung fast aller Investo-
ren nach einer unangemessenen Überausnutzung 
ihres Grundstücks ist oft  der Kern schlechter Ar-
chitektur. Die Sehnsucht mancher Nachwuchsar-
chitekten, „Icon“-Architektur wie Rem Koolhaas, 
Herzog & de Meuron oder Liebeskind nachzubau-
en, macht es manchmal noch schlimmer. Die viele 
schlechte Architektur, die uns alltäglich umgibt, 
hat die Sehnsucht nach nachgebauten Schlössern 
mit unpassendem Inhalt geweckt, wie das Beispiel 
des Braunschweiger Shopping-Schlosses zeigt. In 
Berlin, Potsdam und Hannover könnten bald wei-
tere Exempel folgen. 

Es ist sehr schwer, den nur auf Nutzfl ächenma-
ximierung setzenden Investoren mit qualitätvoller 
Architektur zu begegnen. Umso wichtiger ist es, 
den eigenen Maßstab von Qualität zu entwickeln 
und die Hürde möglichst hoch anzusetzen. Sehen, 
räumlich denken und material- und detailgerecht 
arbeiten, lässt sich lernen. Gerade den Jungen ist 
zu empfehlen: arbeitet nicht nur am Computer. 
Nehmt hin und wieder ganz konventionell Skiz-
zenbuch und Aquarellblock zur Hand. Gönnt 
euch die Muße, das Sehen zu lernen. Studiert 
gerade auch das Hässliche, um euch dagegen zu 
immunisieren. Dass sparsames Bauen nicht au-
tomatisch schlechtes Bauen bedeutet, hat uns die 
Moderne der zwanziger Jahre doch in großartiger 
Weise vorgemacht!

Off en sein für neue Bauherren, 
neue Kooperationen, neue Berufsfelder

Bauvorhaben, Bauherrentypus und Bauproduk-
tion haben sich stark verändert: Der Anteil und 
auch der Aufwand des öff entlichen Bauens ist stark 
zurückgegangen. Das private Bauen wird immer 
mehr zum Bauen für anonyme Kapitalgesellschaf-
ten und Investoren. Der Anteil von Großprojek-
ten, die professionelle Projektsteuerung und ein 
hohes Maß an fachübergreifenden Kooperationen 
erfordern, steigt von Jahr zu Jahr (▷Städtebauli-
che Großprojekte). Die Bauprozesse selbst wer-
den zunehmend von Generalübernehmern und 
Generalunternehmern organisiert.

So wichtig Kreativität ist, das schon längst über-
holte Bild vom entwerfenden Architekten, dessen 
schöne Pläne sich ganz einfach in den Maßstab 1:1 
übertragen lassen, ist heute defi nitiv Illusion. In 
sehr vielen Fällen muss der Architekt selbst Pro-
jektmanager sein oder mit guten Projektmanagern 
zusammenarbeiten (▷Projektmanagement). Dies 
zumal die veränderten Bauordnungen das Haf-
tungsrisiko deutlich erhöht haben.

Die Spezialisierung von Planungsbüros ist 
zwingend und es tun sich sehr unterschiedliche 
Spezialfelder auf. Während die Nachfrage der 
öff entlichen Hände nach Stadtplanern und Ar-
chitekten durch die Finanznöte stark zurückge-
gangen ist, steigt die Zahl der Büros, die nicht 
nur regional und national, sondern auch interna-
tional tätig sind (▷Architekturexport). Architek-
ten werden Facility-Manager, Projektentwickler, 
Immobilienmakler, Spezialisten für Investoren-
auswahlverfahren etc. Sie werden gebraucht für 
Film, Bühne und Event-Architektur. Es schadet 
auch nicht, wenn hin und wieder Architekten und 
Planer in der Politik landen.

Was ich mir besonders wünsche, sind die Spe-
zialisten fürs Planen und Bauen mit den Bürgern. 
In Berlin haben sich einige mutige Büros das Bau-
en mit Baugruppen zur Aufgabe gemacht. In Eng-
land gibt es die Verhandlung mit den vom Bau 
betroff enen Nachbarn und das Planen von öff ent-
lichen Einrichtungen mit Bürgerworkshops. In 
Deutschland besteht Bürgerbeteiligung oft  genug 
noch aus sehr unverbindlichen Veranstaltungen 
im Zuge der sehr abstrakten Bauleitplanung. Das 
muss sich ändern.

Was heißt das für die Lehre?

Im Grundsatz geht es um die gleichen Ziele, um 
die meine Generation bereits vor 40 Jahren an der 
TU Berlin gestritten hat: Lehre soll fördern, nicht 
überfordern. Lehre muss sowohl den Studieren-
den als auch den Lehrenden Freude bringen. Nur 
in einer off enen und vertrauensvollen Atmosphä-
re kann die notwendige Neugierde und Kreativi-
tät, aber auch das individuelle Talent der jungen 
Planer und Architekten gefördert werden. Vorle-
sungen haben sicherlich in einigen kleinen Berei-
chen ihren Sinn, sollten aber niemals die Lehre 
dominieren. 

Ich wünsche mir, dass gerade in der Architektur 
und den Planungswissenschaft en die Umstellung 
auf Bachelor- und Masterstudiengänge als Chance 
begriff en wird und die Studiengänge nicht stark 
verschult und mit neuen bürokratischen Hürden 
versehen werden (▷Ausbildung zur Planung).

Ökologisches und energieeffi  zientes Planen 
und Bauen muss direkt in die Projekte integriert 
werden. Interdisziplinarität ist eine Stärke der Ar-
chitektur- und Planerausbildung und sollte weiter 
ausgebaut werden. Das projektorientierte Studium 
und das Erproben neuer Lehr- und Lernformen 
muss weiter gestärkt werden ebenso wie die Lern- 
und Experimentierfreudigkeit der Lehrenden.

Eichstädt-Bohlig
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A ARCHITEKTUR

Vorbemerkung

Seit der Zeit aus der die ersten baulichen Zeugnisse 
stammen, beschäft igt eine umfangreiche Debatte 
das Fachpublikum wie auch Laien: Was ist Archi-
tektur, was sind ihre Aufgaben und Ziele, worin 
bestehen ihre Mittel und Voraussetzungen? Viel-
fältige Antworten auf diese Fragen geben sowohl 
die gebaute Umwelt als auch profunde wie kontro-
verse architekturtheoretische Traktate. Aufgrund 
der zahlreichen konkurrierenden Aussagen über 
Architektur wird diese Auseinandersetzung seit 
Mitte des 19. Jahrhundert bis heute vielstimmig 
und besonders leidenschaft lich geführt.

Anliegen dieses Beitrags ist es, die Entwicklung 
und wechselnde Deutung des Begriff s Architektur 
zu skizzieren sowie Th eorien zur Architektur zu 
hinterfragen. Mit einem Exkurs in die Geschichte 
der Th eorie der Architektur soll die Vielfalt der 
Deutungsmöglichkeiten des Begriff s Architektur 
verfolgt werden.

Architektur vs. Baukunst?

In Enzyklopädien wird das Stichwort Architek-
tur fast ausschließlich mit dem Verweis auf Bau-
kunst erklärt. Darin zeigt sich die Schwierigkeit 
des Unterfangens, eine verlässliche Deutung von 
Architektur als Kunst (d. h. als Baukunst) zu wa-
gen. Sinn und Wesen von Baukunst mit Hilfe einer 
Abgrenzung zur Kunstwissenschaft  zu begründen 
provoziert die Frage: Wo fängt Baukunst an? Bis 
zum 20. Jahrhundert galten mehr oder minder 
verbindliche Konventionen, die für repräsentative 
Aufgaben eine reichere Formensprache vorsahen 
als für reine Zweckbauten. Ausgehend von den 
frühesten Hochkulturen in Mesopotamien und 
Ägypten ist architektonisches Schaff en seit mehr 
als fünft ausend Jahren fast ausschließlich im re-
ligiösen Kult-, Tempel- und Grabbau dokumen-
tiert. Die Wandlung des nomadenhaft en Daseins 
in die Sesshaft igkeit der Gemeinschaft  führte zu 
Städte- und Staatenbildungen. Dies erzeugte ei-
nen Bedarf nach neuen Bauten mit Schutzfunkti-
onen und besonderer Formgebung im Vergleich 
zur Masse der einfachen Behausungen. Nach und 
nach berücksichtigten Bauwerke sowohl die Er-
fordernisse des praktisch-materiellen Lebens als 
auch Sinngebungen mit menschlichen Deutungen 
des Religiösen, Staatlichen und Gesellschaft lichen 
(▷Baukultur).

Für die Kunstgeschichte ist Architektur ein 
Teilbereich der bildenden Künste. Als Gegen-
stand kunstgeschichtlicher Betrachtungen steht 
der Begriff  Architektur für zeitliche, geografi sche, 
stilistische, personale, politische und gesellschaft -
liche Aspekte von Gebautem. Die Kunstgeschichte 
neigt dazu, Architektur und Baukunst synonym 
zu betrachten.

Architektur vs. Bauen: 
Die Rolle der Architekturtheorie

Kann dennoch verbindlich gesagt werden, was Ar-
chitektur ist und was „nur“ Bauen? An der Schwel-
le vom 19. zum 20. Jahrhundert erläutert Lethaby: 
„Es ist nicht möglich, zwischen Architektur und 
Bauen zu unterscheiden, und wir werden wahr-
scheinlich fi nden, dass es völlig unnötig … ist, ei-
nen solchen Unterschied zu machen. Wir werden 
sehen, wie wahrhaft  interessant das Bauen und die 
Gebäude sind und dass man in vielen Gebäuden 
aller Zeiten, nicht nur in wenigen den Abglanz 
dessen fi ndet, was der Mensch ist und wonach er 
strebt.“ (Neumeyer 2002) Architektur wird hier 
behandelt als die Kunst zu bauen und Gebäude zu 
planen. Das klingt abstrakt sehr plausibel, denn 
Lethaby versteht Architektur nicht als Eingebung, 
sondern als tätigen Prozess. Im Kontrast zu Let-
haby zieht Pevsner Mitte des 20. Jahrhundert eine 
klare Trennlinie zwischen Architektur und Bauen: 
Die Architektur sieht er als Kunst an, als einen 
bedeutenden Teil menschlicher Zivilisation, das 
Bauen dagegen betrachtet er nur als Fertigkeit, der 
keine besondere kulturelle Bedeutung zukommt.

Seit mehr als 2000 Jahren zeigen architekturthe-
oretische Beiträge die Vielfalt der Möglichkeiten, 
Architektur zu sehen, wahrzunehmen und zu be-
urteilen. Die Th eoria (griech. Anschauen) bildet 
den Hintergrund der Architekturtheorie. Mora-
vánszky erläutert: „Die Frage der Th eorie wird oft  
im Zusammenhang mit der Position der Archi-
tektur zwischen Wissenschaft  und Kunst erhoben. 
Architektur als Kunst wäre – zumindest für ein 
naives Kunstverständnis – eine instinktive Form-
schöpfung ... „aus dem Bauch“, die eine bewusste 
Refl exion gar nicht braucht. Architektur als Wis-
senschaft  untersucht dagegen die vielschichtigen 
technischen, sozialen, und sozioökonomischen 
Prämissen der Architektur und leitet die Form 
daraus ab. … Wir müssen Architektur in ihren 
vielfältigen kulturellen Verfl echtungen betrachten, 
anstatt sie als Kunst oder Wissenschaft  zu isolie-
ren ... dieses – nie restlose – Aufgehen in anderen 
technischen, künstlerischen, wissenschaft lichen 
Beziehungen ist das Wesentliche in der Architek-
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tur. Damit ist die Aufgabe der Architekturtheorie 
gestellt ..., die unter historischen Bedingungen ent-
standenen Gedanken, Programme, Ansichten auf 
diese Problematik hin zu untersuchen und nicht 
aus der Perspektive ihrer historischen Bedingtheit 
– was die Aufgabe der Architektur- bzw. Stadtbau-
geschichte wäre. … Was können wir jedoch von 
Wörtern erwarten, wenn sie die sinnliche Erfah-
rung von Räumen und Oberfl ächen, Farben und 
Stoff en nicht ersetzen können? ... Architektur ist 
seit geraumer Zeit einer einfachen Defi nition ent-
zogen. So kann auch die Disziplin der Architektur-
theorie keinen allgemein verbindlichen Anspruch 
erheben, bedingt durch einen bisweilen hohen 
Anteil an apologetischen und ideologischen As-
pekten. Die Rolle der Architekturtheorie zielt ... 
auf die Frage nach dem Gesamtzusammenhang 
von Form und Funktion, Inhalt und Bedeutung 
ohne kunstwissenschaft liche und stilistische Be-
trachtung.“ (Moravánszky 2003)

Architekturtheoretische Traktate

Vitruv, römischer Architekt und Th eoretiker, ver-
fasst um 30 v. Chr. das Traktat „De architectura 
libri decem“ (Zehn Bücher über Architektur) und 
damit die älteste der Architektur gewidmete Dar-
stellung. Mit seinem Lehrbuch stellt er eine Th e-
orie des Faches Architektur – und nicht der Bau-
kunst – vor. Er benennt sechs Grundbegriff e, die 
bei der Herstellung von Gebäuden, zu Baustoff en 
und deren Verarbeitung, zu Proportionen, zu Ge-
bäudetypologien und dem Ausbau der Gebäude 
zu beachten sind und liefert damit die zur Ausbil-
dung und zur Praxis des Architekten notwendigen 
theoretischen Grundlagen. Diese sind: ordinatio 
(Massordnung), dispositio (Konzeption), euryth-
mia (Gestaltung und harmonische Gliederung), 
symmetria (modularer Aufb au), decor (Angemes-
senheit) und distributio (Einteilung). Es handelt 
sich dabei nicht um ästhetische Grundbegriff e, 
sondern um ein terminologisches Grundgerüst 
der Architekturlehre Vitruvs, der versucht, eine 
Abgrenzung zur bildenden Kunst zu ziehen.

In der Architekturdiskussion wird Vitruv vor-
rangig mit den Charakteristika fi rmitas, utilitas 
und venustas – im Sinne der „Aufgabe, aus festen 
Stoff en ein stabiles, brauchbares und ansehnli-
ches Bauwerk zusammenzufügen“ – zitiert. Ge-
gen Ende des 19. Jahrhundert entstanden in der 
frühen Moderne erweiterte Interpretationen für 
fi rmitas als Solidität, Dauerhaft igkeit, Festigkeit, 
Standhaft igkeit (statt nur Konstruktion), für uti-
litas als Nützlichkeit, Brauchbarkeit, Gebrauch, 
Nutzen (statt nur Funktion) und für venustas als 

Schönheit, Anmut (statt nur Form). Die unter-
schiedlichen Übersetzungen zu fi rmitas (Festig-
keit oder Konstruktion), zu utilitas (Zweckmä-
ßigkeit oder Funktion), zu venustas (Anmut oder 
Form) bestimmen seither die kontroverse Debatte 
über Sinn und Wesen von Architektur. Sie sind 
Schlüsselbegriff e der Moderne zwischen ratio-
nalistischen Erklärungsmodellen und der Privi-
legierung einzelner Aspekte. Eine Reduktion auf 
Technik und Zweckerfüllung, auf Konstruktion 
und Funktion, ist nicht ausreichend: Zur archi-
tektonischen Aussage bedarf es der gleichzeitigen 
Erfüllung aller drei Kriterien.

Alberti veröff entlicht Mitte des 15. Jahrhundert 
mit „De re aedifi catoria“ die erste eigenständige 
und umfassende Architekturtheorie der Neuzeit 
und wird damit zum eigentlichen Begründer der 
Architekturtheorie. Grundlage seines Beitrages 
sind die Positionen Vitruvs. Alberti kennzeich-
net die Baukunst mit sechs Elementen: regio (Ge-
gend), area (Grund), partitio (Einteilung), paries 
(Mauer), tectum (Decke) und apertio (Öff nung). 
Damit gründet er seine Beurteilung auf die Bedin-
gungen des Ortes bis hin zum architektonischen 
Detail. Die drei Grundbegriff e Vitruvs bedeuten 
bei Alberti: Materialien und Verwendung für fi r-
mitas, städtebauliche Anlagen und Gebäudearten 
für utilitas sowie Schmuck i. Allg. für venustas.

Bezieht sich der Begriff  Architektur bei Vitruv 
noch eindeutiger auf das Fach und den Vorgang 
des Bauens, so interpretiert Alberti Architektur als 
eine gesellschaft sstift ende Kunst, um dem Bauen 
und damit dem Gemeinwesen (Stadtbaukunst; 
▷Städtebau) Gestalt zu geben. Es handelt sich nur 
dann um Architektur, „wenn über die technisch 
notwendige Konstruktion hinaus die Teile zu ei-
ner Ordnung geführt werden, die für sich genom-
men ein Ganzes darstellen und von denen kein 
Teil wegzunehmen ist“ ohne den Gesamteindruck 
zu stören (Neumeyer 2002).

Gut ein Jahrhundert später (1570) veröff ent-
licht Palladio unter dem Titel „I quattro libri 
dell‘architectura“ Handbücher zur Entwicklung 
von Architektur. Grundlage seiner Th esen sind die 
drei Grundbegriff e von Vitruv, dabei stellt Palla-
dio den Privatbau in den Vordergrund seiner Be-
trachtungen: Die grundlegende Bauaufgabe ist für 
ihn das private Haus. Damit beeinfl usst Palladio 
die Entwicklung der klassizistischen Architektur 
entscheidend.

Schinkel veröff entlicht Mitte des 19. Jahrhun-
dert „Das architektonische Lehrbuch“ und die 
„Sammlung architektonischer Entwürfe“, in de-
nen das lebenslange Bemühen des Architekten 
nachvollziehbar wird, Architektur als eine stete 
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Suche nach dem Gleichgewicht von Wandel und 
Kontinuität zu begreifen. Beeinfl usst vom Pathos 
der Revolutionszeit nach 1800 ist ein starker Be-
zug auf die griechische Antike zu beobachten. Als 
romantischer Klassizismus benannt, ist dies die 
eine Seite der Medaille, während gleichzeitig „die 
Kraft  seiner künstlerischen Person, die preußisch-
bürgerlichen Zeitverhältnisse, dem Neuen zuge-
wandt, ... eine neue Architektur“ begründen und 
„die Befreiung des Baukörpers von den Konventi-
onen der architektonischen Grammatik, der Sinn 
für das Körperhaft e des einzelnen Gebäudes ... der 
Bau selbst, die Wirkung seiner Massen und nicht 
mehr seine Gliederungen und Schmuckformen 
werden zum Signum der Architektur erklärt ... 
das Architektonische ist ein allen Stilen überge-
ordneter Begriff “ (Posener 1983).

Ruskin klagt 1849 in dem Essay „Th e Seven 
Lamps of Architecture“ gegen die moderne Welt 
und stimmt ein Loblied auf die Gotik an und ver-
teidigt handwerkliche Arbeit gegen Industriepro-
duktion. Mit dem metaphorischen Bild der sieben 
Leuchter der Architektur benannt als „Leuchter 
der Aufopferung, der Wahrheit, der Kraft , der 
Schönheit, des Lebens, der Erinnerung und des 
Gehorsams“ will er den Weg zum wahren Wesen 
der Architektur weisen. Statt architekturtheore-
tischer Grundsätze formuliert er moralische Tu-
genden als Grundsätze. Architekturtheorie ist in 
Ruskins Verständnis Architekturethik mit dem 
Hinweis auf die Ehrlichkeit der Konstruktion und 
die Bedeutung der Materialgerechtigkeit. Seine 
sozialreformerischen Forderungen – Architektur 
wird als Instrument des sozialen Fortschritts de-
fi niert – wirken bis ins 20. Jahrhundert als mora-
lische Verpfl ichtung für die Avantgarde.

Zur Zeit der Wende vom 19. ins 20. Jahrhun-
dert belegen Manifeste den leidenschaft lichen wie 
kontroversen Diskurs zur Überwindung von His-
torismus und Eklektizismus und um den richtigen 
Begriff  der jeweils „modernen“ Architektur. Die 
Moderne suchte nach einer neuen Form, nach ei-
nem adäquaten Ausdruck für die politischen und 
gesellschaft lichen Ideen der Epoche, d. h. Ziel 
waren gebaute Manifeste. Es ging nicht um die 
Frage nach trockener Sachlichkeit oder Funkti-
onalismus, um einen Verzicht auf Ausdruckkraft  
oder Mitteilung, sondern um die Suche nach der 
intellektuellen oder emotionalen Ebene. Denn 
Formen verweisen nur dann auf Inhalte, wenn 
sie auf künstliche weise mit Konventionen ver-
bunden sind.

Pioniere und Leitfi guren der Avantgarde im 
frühen 20. Jahrhundert verdeutlichen die kontro-
versen Positionen der architektonischen Debatte. 

So schreibt Sullivan 1901: „Architektur ist eine so-
ziale Manifestation. Wenn wir wissen wollen, wes-
halb gewisse Dinge in unserer Architektur so und 
nicht anders sind, müssen wir auf die Gesellschaft  
schauen; denn unsere Bauten und Städte sind ein 
Abbild unserer Gesellschaft . So gesehen wird das 
kritische Studium der Architektur in Wirklich-
keit zum Studium der sozialen Verhältnisse, die 
sie hervorbringen“ (Frei 1992).

Mit seinem Manifest „Vers une architecture“ 
legt Le Corbusier 1923 seine Sicht zum Wesen 
der Architektur in bisweilen radikalen Leitsät-
zen dar. Mit dem Blick auf die „wissenschaft liche 
Präzision des Ingenieurs“ benennt er „Architektur 
als reine Schöpfung des Geistes“. Er formuliert: 
„Die Durchbildung der Form ist der Prüfstein 
für den Architekten. Dieser erweist sich an ihr als 
Künstler oder als einfacher Ingenieur. Die Durch-
bildung der Form ist frei von jedem Zwang. Es 
handelt sich dabei nicht mehr um Herkommen 
oder Überlieferung noch um konstruktive Verfah-
ren noch um Anpassung an die Bedürfnisse des 
Gebrauchs. Die Durchbildung der Form ist reine 
Schöpfung des Geistes: sie ruft  den gestaltenden 
Künstler auf den Plan“ (Le Corbusier 1963). Einen 
besonderen Raum nimmt die Auseinandersetzung 
mit der Defi nition von Architektur als Defi nition 
eines räumlichen Lichtspiels ein: „Architektur ist 
das kunstvolle, korrekte und großartige Spiel der 
unter dem Licht versammelten Körper … Licht 
und Schatten enthüllen die Formen“. Und: „Ar-
chitektur wird somit zur Kunst der Komposition 
zwischen den Mauern, die das Licht einfangen 
und lenken … Sie merken es wohl: ich verwende 
Licht in reichem Maße, das Licht ist für mich die 
Grundlage der Architektur. Ich komponiere mit 
Licht.“ (Le Corbusier 1964)

Mies van der Rohe postulierte 1923: „Jede äs-
thetische Spekulation, jede Doktrin und jeden 
Formalismus lehnen wir ab. Baukunst ist raum-
gefasster Zeitwille. Lebendig. Wechselnd. Neu. 
Gestaltet die Form aus dem Wesen der Aufgabe 
mit den Mitteln unserer Zeit“ und: „Wir kennen 
keine Form, sondern nur Bauprobleme. Die Form 
ist nicht das Ziel, sondern das Resultat unserer 
Arbeit“ (Conrads 1964). 1950 führt er aus: „Die 
Technik wurzelt in der Vergangenheit. Sie be-
herrscht die Gegenwart und reicht hinein in die 
Zukunft . Sie ist eine echte historische Bewegung, 
eine der großen Bewegungen, die ihre Epoche for-
men und repräsentieren. ... Wo immer die Technik 
ihre wirkliche Erfüllung fi ndet, dort erhebt sie sich 
in die Sphäre der Architektur; ... Architektur ist 
eine Sprache mit der Disziplin einer Grammatik, 
man kann Sprache im Alltag als Prosa benutzen, 
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und wenn man sehr gut ist, kann man ein Dichter 
sein“ (Conrads 1964).

Aus zeitgenössischer Sicht erläutert Habermas 
den Begriff  modern: „Das Wort „modern“ ist zuerst 
im späten 5. Jahrhundert verwendet worden, um 
die soeben offi  ziell gewordene christliche Gegen-
wart von der heidnisch-römischen Vergangenheit 
abzugrenzen. Mit wechselnden Inhalten drückt 
„Modernität“ immer wieder das Bewusstsein einer 
Epoche aus, die sich zur Vergangenheit der Antike 
in Beziehung setzt, um sich selbst als Resultat eines 
Übergangs vom Alten zum Neuen abzugrenzen ... 
das gilt nicht nur für die Renaissance, als Beginn 
unserer Neuzeit. Als „modern“ fühlte man sich in 
der Zeit von Karl dem Großen, im 12. Jahrhundert 
wie auch zur Zeit der Aufk lärung ... modern ist, 
was der Aktualität des Zeitgeistes zu objektivem 
Ausdruck verhilft . Die Signatur solcher Werke ist 
das Neue, das von der Neuerung des nächsten Stils 
überholt und entwertet wird. Aber während das 
bloß Modische, in die Vergangenheit versetzt, alt-
modisch wird, behält das Moderne einen geheimen 
Bezug zum Klassischen, … seit je galt als klassisch, 
was die Zeiten überdauert: diese Kraft  entlehnt das 
im empathischen Sinne moderne Zeugnis freilich 
nicht mehr der Autorität einer vergangenen Epo-
che, sondern einzig der Authentizität einer vergan-
genen Aktualität.“ (Habermas 1992:33)

In den Debatten der 1960er und 1970er Jahre 
formuliert Norberg-Schulz zum Begriff  Architek-
tur: „Architektur ist ein Phänomen. Sie umfasst 
Landschaft en und Ansiedlungen, Gebäude und 
charakterisierende Gliederung. Sie ist also eine le-
bendige Wirklichkeit. Seit ältester Zeit hat die Ar-
chitektur dem Menschen dabei geholfen, seinem 
Dasein Sinn zu geben. Mit Hilfe der Architektur 
hat er in Raum und Zeit einen Halt gefunden. Es 
geht also in der Architektur um mehr als prakti-
sche Bedürfnisse und Wissenschaft . Sie hat mit 
existentiellen Sinngehalten zu tun. Existentielle 
Sinngehalte leiten sich von natürlichen, mensch-
lichen und geistigen Phänomenen her und werden 
als Ordnung und Charakter erfahren. Architektur 
übersetzt diese Sinngehalte in räumliche Formen. 
Räumliche Formen in der Architektur haben we-
der mit Euklid noch mit Einstein zu tun. In der 
Architektur bedeutet die räumliche Form Ort, 
Weg und Bereich, d. h., die konkrete Struktur der 
menschlichen Umwelt. Architektur kann deshalb 
nicht durch geometrische und semiotische Be-
griff e beschrieben werden. Architektur sollte als 
sinnträchtige Form begriff en werden. Als solche 
ist sie Teil der Geschichte existentieller Sinngehal-
te. Der Mensch empfi ndet heute ein dringendes 
Bedürfnis nach einer Wiedereroberung der Archi-

tektur als eines konkreten Phänomens“ (Norberg-
Schulz 1979).

In dieser Zeit reicht die Bandbreite theoretischer 
und streng apologetischer Beiträge von Venturis 
„Komplexität und Widerspruch in der Architek-
tur“ über  Rossis „Architettura razionale“, mit dem 
architektonischen Typus und den Ordnungsgeset-
zen der Stadt als Grundlage der Architektur, bis 
zu Koolhaas Th ese von „Bigness“ als dem „Retter 
der Architektur“ mit Blick auf die weltweit boo-
menden Mega-Agglomerationen (▷Megastädte): 
„Stadt ist nur noch der Zusammenhang großer 
Gebäude ... öff entlicher Raum besteht nur noch 
im Inneren der Gebäude“ (Neumeyer 2002).

Venturi veröff entlicht 1966 die legendäre Ar-
chitekturstudie „Complexity and Contradiction 
in Architecture“. Er beginnt sein Buch mit den 
Worten „Für eine beziehungsreiche Architektur 
– ein behutsames Manifest“ und erläutert seine 
persönliche Sicht auf den Begriff  Architektur: „Ich 
freue mich über Vielfalt und Widerspruch in der 
Architektur. Die Zusammenhangslosigkeit und 
die Willkür nicht bewältigter Architektur aber 
lehne ich ab; ebenso wenig mag ich die erkünstel-
ten Raffi  nessen pittoresker oder expressiv über-
steigerter Architektur. Im Gegensatz dazu will 
ich über eine komplexe und widerspruchsreiche 
Architektur sprechen, die vom Reichtum und der 
Vieldeutigkeit moderner Lebenserfahrung zehrt 
… Architektur ist aber auch schon durch die Be-
achtung der alten Vitruv‘schen Forderungen nach 
Zweckdienlichkeit, solider Bauweise und Anmut 
(utilitas, fi rmitas, venustas) notwendig vielfältig 
und widerspruchsreich“ (Venturi 1978, Erstver-
öff entlichung 1966). Venturi entwickelt eine An-
tithese zum rigiden wie vornehmen Purismus, 
wie ihn Le Corbusier fordert und setzt gegen das 
moralische und ästhetische Diktat der Moderne 
und insbesondere gegen die Kälte und Langewei-
le der 1950er und 1960er Jahre die Komplexität 
und den Widerspruch. Er bejaht die Komplexi-
tät und Gegensätzlichkeit urbaner Formen und 
die vielfältigen Anpassungen an gegensätzliche 
Anforderungen von Innen und Außen, an Akti-
vitäten des Alltags als ein allgemeingültiges Ge-
staltungsprinzip des Urbanen (▷Urbanität). Mit 
seinem Schlachtruf für eine beziehungsreiche Ar-
chitektur – „less is a bore“ anstatt des Dictums 
„less is more“ – stellt er die gesamte Avantgarde 
der Moderne in Frage.

Auf diese Studie folgt 1972 mit „Learning from 
Las Vegas“ (Venturi/Scott Brown/Izenour 1972) 
ein frühes Manifest für die Sinnhaltigkeit des 
Populären in der Architektur, ein Engagement 
für gewöhnliche und alltägliche Architektur, ge-
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gen angestrengte formale Elemente der Moder-
ne und eine Hinwendung zu amerikanischen 
Zweckbauten, verbunden mit der akademischen 
Auseinandersetzung mit der Popkultur der Zeit. 
Die Autoren plädieren für einen neuen Symbo-
lismus, der es den „Gebäuden erlauben sollte, mit 
den Betrachtern zu kommunizieren“ und für eine 
Öff nung vielfältiger Ausdrucksmöglichkeiten im 
Sinne von Architektur als Behälter mit Symbolen 
darauf – die „Bratenten-Bude“ wird zum prototy-
pischen Beispiel. Venturi fordert die Rückbesin-
nung auf die Ausdruckskraft  architektonischer 
Zeichen, die von seinen Kritikern als „Architektur 
des dekorierten Schuppens“ beschrieben wird.

Moderater im Sinne der Nachkriegsmoderne 
erklärt Hoesli den Begriff  Architektur „als das Zu-
sammenwirken von Raum, Konstruktion, Mate-
rial, und plastischer Form ... Aufgabe des Archi-
tekten ist die Zusammenschau dieser Faktoren zu 
einem wie auch immer gearteten emotional oder 
intellektuell festgelegten Konzept …, das im Bau-
werk enthalten sein soll …; das Aufspüren der 
vorbedachten und im Nachhinein wahrnehmba-
ren Wirkungen dieser benannten Komponenten 
wäre eine Möglichkeit des Genießens …; in stil-
ler Anschauung, beim Durchwandern oder nach 
dem Studium relevanter Unterlagen. Das eigent-
liche Medium der Architekten ist und bleibt das 
Bauwerk im Original“ (Hoesli 1989).

Herzog, ein Vertreter des konstruktionsorien-
tierten Entwerfens, schreibt: „Die Diskussion über 
Qualität in der Architektur … ist weniger eine Su-
che nach dem Qualitätsbegriff  als solchem, als v. a. 
eine Suche … nach dem Wesen der Architektur; 
… in der Terminologie der Nichtfachwelt spricht 
man z. B. in der Informatik von der Architektur 
einer EDV-Anlage und meint die innere Ordnung 
und Logik, Zwänge, Bindung, Freiheit und Klar-
heit als Merkmale des Gesamtgefüges … was die 
„Kunst des Fügens“ angeht, so ist jedenfalls die 
Stelle, wo zwei und mehr Teile zusammentreff en, 
ein Ort materieller und gedanklicher Verdichtung. 
Übergang, aber auch Off enlegung eines visuellen 
Reizes. Sinneskitzel einerseits und Klärung der 
geometrischen Zusammenhänge zwischen den 
Teilen andererseits – kurz ein Ort rationaler wie 
emotionaler Aussage und seit jeher vorrangi-
ges Th ema der Architektur; … das Problem der 
Wahrnehmung und Interpretation von Architek-
tur über Bilder, über Oberfl ächen und nicht über 
die innere Substanz ... führt zu einer „Packaging 
Industry“ …; es verbirgt die innere Logik, die Syn-
tax des Bauwerks.“ (Herzog 1987)

Vitruv nennt neben Angemessenheit und 
Schönheit die Beständigkeit oder Dauerhaft igkeit 

(fi rmitas) als drittes Kriterium für Architektur. 
Heute ist diese Debatte erweitert um den Begriff  
der Nachhaltigkeit, einem optimierten Verhältnis 
von Energieaufwand (bei Herstellung und Ge-
brauch) zur Langlebigkeit der Nutzung. So hat die 
Dauerhaft igkeit auch in der aktuellen Diskussion 
um energieeffi  zientes und ressourcenschonendes 
Bauen ihren Platz.

Zusammenfassung

Versucht man eine gültige, aktuelle Defi nition des 
Begriff s Architektur nachzuzeichnen, bleibt ein 
widersprüchliches Bild, das je nach Erfahrungs-
horizont und den Erwartungen der Akteure und 
Konsumenten unterschiedlich akzentuiert ist. Ar-
chitektur ist das Ergebnis eines Prozesses, und als 
solches nachvollziehbar. Architektur ist gleichzei-
tig ein Bild, und als solches nur als Ganzes erleb-
bar. Dieses doppelte Phänomen kann weitgehend 
mit logischen Erkenntnisschritten nachvollzogen 
werden – für eine Interpretation ist dies jedoch 
noch nicht ausreichend. Emotionale Aspekte, aus 
spezifi schen Erfahrungen sublimiert, entziehen 
sich i. d. R. der rationalen und analytischen Er-
fassung. Sinnliches Raumempfi nden kann nur im 
Umgang mit Gebautem gewonnen werden.

Solt (2001) schreibt: „Architektur wirkt nicht 
nur optisch, sie wird in erster Linie körperlich er-
fahren: Akustik, Temperatur, Geruch, Material, 
Weite und Enge, Licht und Schatten prägen die 
Wahrnehmung räumlicher Gebilde entscheidend 
… aus dem Zusammenwirken der verschiedenen 
Eindrücke entstehen Gefühle und Stimmungen, 
meist nicht klar benannt und die nur über Wort-
bilder aus dem Bereich der Sinne umschrieben 
werden können; … dieses emotional geprägte 
räumliche Erlebnis kann durch gezielte Gestal-
tung gesteuert werden“. Die Suche nach Gestal-
tungsmitteln für atmosphärische Qualitäten 
impliziert die zwiespältige Frage nach Wohlbe-
hagen und Gemütlichkeit. Erkennbare Grenzen 
von Sachlichkeit und Funktionalität lenken das 
Interesse von eher intellektuellen auf die sinnli-
chen und emotionalen Aspekte der Architektur. 
Zudem werden Verbindlichkeiten kultureller 
Konventionen und das Verständnis für abstrakte 
Zeichensysteme in Frage gestellt. Die Folge ist eine 
Suche nach unmittelbarer, vom kulturellen Hin-
tergrund des Betrachters unabhängiger Wirkung 
architektonischer Formen: Anthropologische und 
physiologisch bedingte Empfi ndungen des Men-
schen gewinnen an Bedeutung.

Sewing verweist auf das widersprüchliche Bild, 
das „die Aufwertung der Architektur in der Öf-
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fentlichkeit“ auf der einen und der zunehmende 
„Kontrollverlust des Architekten“ auf der ande-
ren Seite ergibt. Er konstatiert: „Architektur ist 
… ein identitätsstift endes Kernstück kommuna-
ler Selbstdarstellung in der Städtekonkurrenz. 
… Medienereignisse, politische und fachöff ent-
liche Kontroversen unterstützen die allgemeine 
Tendenz zur Ästhetisierung und Stilisierung der 
Lebenswelt v. a. auch darin, soziale Komplexität 
auf räumliche Arrangements zu reduzieren, auf 
Images und Bilder … die neuere Kultursoziolo-
gie beginnt die spezifi sche Verräumlichungs- und 
Visualisierungskompetenz der Architekten zu er-
kennen …, Architektur ist in dieser Sicht integra-
ler Bestandteil der Erzeugung sozialer Ordnung, 
soziale Produktion des öff entlichen Raumes“ (Se-
wing 1996; ▷Identität). Darüber hinaus stellt er 
fest: „zwei wesentliche Tendenzen bestimmen 
heute die Debatte über das Wesen der Architek-
tur: die parallele Entwicklung einer erneuerten, 
refl exiven Moderne und eines neuen Traditiona-
lismus … mit Raumbildern für Lebensstile und 
Bühnenbildern für die Stadtkultur hat sich die Ar-
chitektur in der Erlebnisgesellschaft  unentbehrlich 
gemacht. Stadtmarketing als touristische Bewirt-
schaft ung des Imaginären bedarf des gebauten Bil-
des. Diese architektur-politische Strategie, kurz: 
Bildregie, bedroht inzwischen die professionelle 
Identität der Architektur. „Architainment“ ist zu 
einer nicht beabsichtigten Folge der Bilderpolitik 
geworden.“ (Sewing 2003; ▷Festivalisierung)

Bächer (2008) versteht Architektur als einen 
„dreidimensionalen Spiegel der Gesellschaft . … 
die Qualität von Architektur hängt nicht von ih-
ren inneren technischen Voraussetzungen ab, 
sondern zuerst von den gesellschaft lichen Zu-
ständen, unter denen sie entsteht“ und beschreibt 
damit Architektur als eine „ars res publica“. Der 
bestimmende Maßstab für Bächer ist die Frage, 
ob das  Konzept, unabhängig vom gewählten Aus-
druck, eine in sich konsistente Qualität besitzt – 
so formulierte bereits Alberti im 15. Jahrhundert: 
„Nichts soll man wegnehmen, nichts hinzufügen 
können“ (Neumeyer 2002).

Berten
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ARCHITEKTUR IM BESTAND

Architektur im Bestand bezeichnet die bewusste 
und mit gestalterischem Anspruch durchgeführ-
te Weiterentwicklung von vorhandener Bausub-
stanz zur Anpassung an moderne, oft  geänder-
te Nutzungsanforderungen. Dadurch wird nicht 
nur ein Beitrag zur Wahrung gebauter ▷Identi-
tät, sondern mehr noch zum umweltverträglichen 
Handeln geleistet (Cramer/Breitling 2007). In der 
systematisch nicht wirklich gefestigten Literatur 
wird nur selten explizit und konsequent unter-
schieden zwischen dem Neubau im Kontext von 
Vorhandenem und der hier einzig besprochenen 
baulich-architektonischen Umgestaltung eines 
schon physisch und körperhaft  vorhandenen Ge-
bäudes. 

Grundsätze

Alles, was heute gebaut wird, ist morgen schon 
Geschichte (▷ Gebaute Geschichte). Die ältes-
ten weitgehend vollständig erhaltenen Bauwer-
ke in Europa stammen, neben den wenigen noch 
älteren römischen Großbauten, aus dem 5. und 
6. Jahrhundert, zusammenhängend erhaltene Bür-
gerhäuser gehen bis in das 12. Jahrhundert zurück 
und auch die Bauten der Gründerzeit haben bei 
durchschnittlicher Bauweise eine Lebenserwar-
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tung von weit mehr als 200 Jahren. Es versteht 
sich von selbst, dass ein off ensichtlich gealter-
ter Baubestand in regelmäßigen Abständen an 
moderne Nutzungsanforderungen und Lebens-
gewohnheiten angepasst werden muss. Das gilt 
ganz grundsätzlich und gleichermaßen für die 
ungefähr drei Prozent des Baubestands, die unter 
Denkmalschutz stehen. 

In der Aufgabe, Vorhandenes mit neuen Ide-
en neu zu überformen, haben Architekten über 
Jahrtausende eine selbstverständliche Herausfor-
derung gesehen und sie mit herausragenden Lö-
sungen bewältigt. Dabei spielte die weitgehende 
und kreativ eingesetzte Erhaltung des Vorgefun-
denen immer eine wichtige Rolle, aus pragmati-
schen Gründen, weil Abbruch ohne schweres Ge-
rät und der Abtransport von Schuttmassen ohne 
leistungsfähige Transportmittel ein unverhältnis-
mäßig hoher Aufwand gewesen wäre, aber auch 
aus ideologischen Gründen, weil der Respekt vor 
den Leistungen der Vorfahren dies gebot. Diese 
schon in der Antike selbstverständliche Position 
machten sich auch in der Neuzeit alle bedeuten-
den Architekten (z. B. Andrea Palladio mit dem 
Umbau der „Basilica“ in Vicenza) zueigen. Mit der 
Industrialisierung hat sich diese Haltung geändert. 
Besonders die nach dem Zweiten Weltkrieg ausge-
bildete Architektengeneration verschloss sich vor 
dem Hintergrund der durch die Nationalsozialis-
ten missbrauchten Debatte um Ortsverbunden-
heit, Kontinuität und Tradition dem überlieferten 
Bestand. Sie suchte vielmehr in der Nachfolge des 
Bauhauses den radikalen Bruch mit der als rück-
ständig und konservativ empfundenen Geschich-
te und damit auch dem historisch Gewordenen. 
Daran konnte auch die Notwendigkeit, nach 1945 
kriegsbeschädigte Bauwerke wieder aufzubauen 
und dabei modern zu erneuern, wenig ändern.

Erst in der Folge des Europäischen Denkmal-
schutzjahres 1975 trat die Auseinandersetzung 
mit dem Bestehenden und dessen Veränderung 
mit architektonischem Anspruch wieder aus dem 
Schatten der unbedingten Neubaueuphorie her-
aus (▷Baukultur).

Ressourcengerechtes Bauen

Ein Bauwerk ist die Summe umfangreicher Res-
sourcen – Rohstoff e, Arbeitskraft  und Erfahrung. 
Ein intaktes Gebäude nur deswegen abzureißen, 
weil es dem Zeitgeschmack nicht mehr entspricht, 
ist deswegen schon aus Gründen der Nachhal-
tigkeit unangebracht. Darüber hinaus fallen mit 
seinem Abbruch große Mengen Deponiegut an. 
Im Jahr 2005 waren 80 Prozent aller nicht wei-

ter recycelten und deswegen abschließend depo-
nierten Stoff e Aushub und Bauschutt (Hassler/
Kohler 1999). Aus beiden Gründen ist es in aller 
Regel umweltverträglicher und wirtschaft licher, 
ein vorhandenes Bauwerk zu entwickeln und zu 
verbessern, anstatt es abzubrechen und durch 
einen Neubau zu ersetzen. Nicht nur unter dem 
Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit, sondern auch 
im Hinblick auf die systemische Langlebigkeit der 
europäischen Architektur ist deswegen der Bau-
bestand des Jahres 2050 schon heute zu mehr als 
80 Prozent vorhanden. Dessen Veränderung ist 
folglich eine der großen Zukunft saufgaben des 
Architektenberufs.

Haltungen

Die planerische und gestalterische Haltung zu 
dem zu verändernden Bestand ist unterschied-
lich (Cramer/Breitling 2007, Powell 1999, Th ie-
baut 2007). Gebäude, die unter Denkmalschutz 
stehen, sollen so wenig als möglich in ihrer Sub-
stanz beeinträchtigt werden. In der Th eorie darf 
nichts entfernt werden. Jede Zufügung muss so 
geplant sein, dass sie sich zu einem späteren Zeit-
punkt wieder restlos zurückbauen lässt, also re-
versibel ist. In der Realität ist diese Forderung 
ganz off ensichtlich aber schwer einzulösen. Defi -
zite, die sich aus den Veränderungen des moder-
nen Gebrauchs ergeben – beispielsweise Aufzüge 
oder Sanitärräume – sollten außerhalb des histo-
rischen Baubestands additiv hinzugefügt werden. 
Auch für die moderne Hautechnik muss man auf 
Lösungen zurückgreifen, welche die neuen Instal-
lationen ohne Verletzung des Bestands einfügen. 
Unter dem Gesichtspunkt der Energieeffi  zienz auf 
der einen Seite und der Bewahrung der identi-
tätsstift enden Gesamterscheinung auf der ande-
ren Seite haben viele Architekten besonders in den 
Gebäuden der untergegangenen Schwerindustrie 
eigenständige Bauwerke in die großen Hallen ge-
setzt und so durch das „Haus-im-Haus“-Prinzip 
eine neue Antwort auf die Forderung nach addi-
tiven Lösungen gefunden. Gleichzeitig schafft   der 
Raum zwischen dem Alten und dem Neuen einen 
Klimapuff er, welcher die Erfordernisse der Ener-
gieeffi  zienz erfüllt (▷Energieeffi  zientes Stadtent-
wicklung). 

In ähnlicher Weise , aber ohne auf die historisch 
begründete Denkmaleigenschaft  einzugehen, ha-
ben A. und P. Smithson schon in den 1960er Jah-
ren mit dem „as found“-Prinzip eine vergleichba-
re Position beschrieben, die davon ausgeht, dass 
jedes vorhandene Bauwerk genügend eigene, aus 
sich selbst entstandene und begründete Qualitäten 


